
FLÜCHTLINGSRAT
Zeitschrift für Flüchtlingspolitik in Niedersachsen

# 134/2011

RomaRoma
Zwischen  Zwischen  

Flucht  und  AbschiebungFlucht  und  Abschiebung

AbscAbschlussdokumentahlussdokumentation des Prtion des Projekt Dostaojekt Dosta



IMPRESSUM

Titel:
FLÜCHTLINGSRAT  Zeitschrift für Flüchtlingspolitik in Niedersachsen

Ausgabe:
Heft  134, Juni 2011 
Roma - Zwischen Flucht und Abschiebung, Abschlußdokumentation des Projekt Dosta
Autor: Bastian Wrede

Redaktions- und Bezugsanschrift:
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.
Lager Garten 23 B
31137 Hildesheim
Tel: 05121 -  15605 
Fax: 05121 - 31609 
redaktion@nds-fluerat.org
http://www.nds-fluerat.org

Redaktion und ViSdP:
Bastian Wrede, Kai Weber

Gestaltung:
Hans-Georg Hofmeister

Druck:
Druck-Point-Seesen
Krückeberg & Heinemeier GbR
Rudolf-Diesel-Straße 1b
38723 Seesen

gefördert durch:  



3

Inhalt

0 Vorwort

1 Einleitung

2 Hintergrund: Antiziganismus - Funktionsweise und Geschichte
2.1 Funktion des Antiziganismus
2.2 Die Entstehung des Zigeunerbildes
2.3 Aktualität des Antiziganismus

3 Zur aktuellen Situation der Roma-Flüchtlinge
3.1 Kosovo
3.1.1 Rückübernahmeabkommen und Abschiebungen
3.1.2 Internationale Kritik an den Abschiebungen
3.1.3 Verfolgung und Verfolgungsangst
3.1.4 Reintegration von Rückkehrern

3.2 Serbien
3.2.1 Anstieg der Flüchtlingszahlen in 2010
3.2.2 Angriffe auf Roma
3.2.3 Zwangsräumung von Roma-Siedlungen
3.2.4 Reintegration von Rückkehrern
3.2.5 Vorurteile gegenüber Roma

4 Einzelfalldarstellungen
4.1 Abgeschoben in den Kosovo
4.1.1 Elvis T. aus Fuldatal / Kassel
4.1.2 Elvira G. aus Wolfenbüttel
4.1.3 Servete, Ibrahim und Kujtim D. aus Borken
4.1.4 Familie B. aus dem Landkreis Borken
4.1.5 Serdana B. aus dem Emsland
4.1.6 Familie Q. aus dem Landkreis Borken
4.1.7 Frau Fekrije T. aus Bad Wildungen

4.2 Abgeschoben nach Serbien
4.2.1 Aslan, Hamit und Tafil in Novi Sad
4.2.2 Familie L. in Zajecar
4.2.3 Familie N. in Belgrad
4.2.4 Milorad J. in Belgrad

4.3 Geflüchtet aus dem Kosovo
Familie B.

4.4 Geflüchtet aus Serbien
4.4.1 Familie A. aus Belgrad
4.4.2 Familie T. aus Nis
4.4.3 Familie K. aus der Vojvodina
4.4.4 Familie U. aus einem Dorf bei Leskovac (Südserbien)

5 Fazit und Ausblick

7
8

10

4

5

12
13
14
14

15
16
17
17
18

19
20
21
22
22
23
24

25
26
27
27

28

29
29
31
32

34



4

Vorwort

Vorwort                                

Das Projekt "Dosta - Solidarität mit Roma" des Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. nahm im Juni
2010 seine Arbeit auf. Es wurde gefördert mit Mitteln der Initiative "Die Gesellschafter" der Akti-
on Mensch.

Hintergrund des Projektes sind die drohenden Abschiebungen von über 10.000 Roma-Flüchtlingen
in die Staaten des ehemaligen Jugoslawien, insbesondere in den Kosovo und nach Serbien.

Der Anspruch des Projektes ist es, die aktuelle politische Diskussion um eine historisch-kritische
Perspektive zu erweitern. Denn sowohl die Problematik der drohenden Abschiebungen als auch die
Situation in den Herkunftsländern müssen im Zusammenhang mit der Stigmatisierung der Roma
als "Zigeuner" und den damit einhergehenden antiziganistischen Vorurteilen betrachtet werden. 

Kritisch zu beurteilen und bei allen politischen Entscheidungen bezüglich der Abschiebung von
Roma-Flüchtlingen aus Deutschland zu berücksichtigen ist dabei nicht nur der ursächliche Zusam-
menhang von Antiziganismus und gesellschaftlicher Ausgrenzung in den Herkunftsstaaten, son-
dern auch die historische Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland für die Verbrechen an
den Sinti und Roma im Nationalsozialismus.

Denn die Verfolgung und Ermordung von über einer halben Million Sinti und Roma, der auch tau-
sende Roma im besetzten Jugoslawien zum Opfer gefallen sind, wurde mit eben jenen antizigani-
stischen Vorurteilen gerechtfertigt, die auch heute noch zur Diskriminierung und Ausgrenzung der
Roma überall in Europa führen.

Da die Übernahme historischer Verantwortung sich nicht nur in der Politik, sondern gesamtgesell-
schaftlich, im Alltagshandeln wie auch im Handeln von Behörden, widerspiegeln muss, ist es uns
wichtig, mit der Projektarbeit eine kritische Öffentlichkeit und die Solidarisierung mit den von
Abschiebung bedrohten Roma zu fördern.



In Deutschland sind zur Zeit über 10.000 Roma-
Flüchtlinge aus Ländern des ehemaligen Jugos-
lawien von der Abschiebung in diese Staaten
bedroht. Viele dieser Menschen sind bereits in
den 90er Jahren vor Krieg und Verfolgung geflo-
hen oder waren Opfer der Vertreibungen nach
dem Kosovo-Krieg im Jahr 1999. Andere sind
erst im letzten Jahr aus Serbien oder Mazedoni-
en geflüchtet, wo die Roma massiv von gesell-
schaftlicher Ausgrenzung und Diskriminierung
betroffen sind und kaum eine Perspektive auf
ein menschenwürdiges Leben haben. 

Viele derjenigen, die heute von Abschiebung
bedroht sind, haben den größten Teil ihres
Lebens in Deutschland verbracht oder wurden
sogar hier geboren. Die Herkunftsländer ihrer
Eltern sind ihnen fremd, sie sprechen besser
Deutsch als Albanisch oder Serbisch und fühlen
sich in Deutschland zu Hause. Alles was sie mit
der Heimat ihrer Eltern verbindet, sind Erzäh-
lungen von Krieg, Gewalt und Vertreibung. Das,
was von Politikern als "Rückkehr" oder "Rück-
führung" bezeichnet wird, erleben sie als den
Versuch, sie aus ihrer Heimat zu verbannen und

in der Fremde einem aussichtslosen Schicksal
zu überlassen.   

Und selbst unter den jüngst aus Serbien oder
Mazedonien geflüchteten Roma sind viele, die
ihre Kindheit und Jugend in Deutschland ver-
bracht haben, bevor sie in ihre Herkunftsländer
abgeschoben wurden. Sie haben bereits durch-
machen müssen, wovor es denen graut, die bis-
her von Abschiebung verschont waren. Und ihre
Erfahrungen sind oft schlimmer als das, was
sich die in Deutschland aufgewachsenen
Jugendlichen und jungen Erwachsenen vorstel-
len können. Ein Leben unter erbärmlichen
Bedingungen, ohne Schule, ohne Arbeit und
ohne Perspektive auf Verbesserung. Ausge-
grenzt vom Rest der Gesellschaft, oft in
Barackensiedlungen ohne Strom und Wasser,
am Stadtrand, unter Brücken oder auf Müllde-
ponien, wurde die Stigmatisierung als "Zigeu-
ner" für sie zur Wirklichkeit.  

Dennoch will die Bundesregierung gegenwärtig
weder im Kosovo noch in Serbien eine Gefähr-
dung der Roma sehen. Weder die dort herr-
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schende Armut und Ausgrenzung der Roma,
noch die fehlenden Perspektiven für in Deutsch-
land aufgewachsene Kinder und Jugendliche in
den Herkunftsländern ihrer Eltern begründen
nach Ansicht von Politikern und Behörden ein
Bleiberecht für Roma in Deutschland.

Auf die Frage nach einem besonderen Bleibe-
recht für Roma, als Konsequenz aus der histori-
schen Verantwortung der Bundesrepublik
Deutschland für den Massenmord an über
500.000 Sinti und Roma im Nationalsozialis-
mus, antwortete die Bundesregierung, dass
dafür keine Notwendigkeit bestehe. Die Mög-
lichkeiten im bestehenden Aufenthaltsrecht
seien, insbesondere mit der Bleiberechtsrege-
lung für Flüchtlinge, die ihren Lebensunterhalt
überwiegend selbst bestritten, auch für die
Gruppe der Roma ausreichend.

Statt den Roma-Flüchtlingen als den Nachkom-
men der Opfer des Völkermordes unter der
Nazi-Herrschaft, endlich eine dauerhafte Per-
spektive in Deutschland zu gewähren und so
zumindest ihren Kindern die Möglichkeit auf
ein Leben in Sicherheit, Gleichberechtigung
und Würde zu bieten, beschränkt man sich also
darauf, diejenigen heraus zu filtern, die dem
deutschen Staat keine zusätzlichen Kosten ver-
ursachen. Die anderen werden abgeschoben und
ihrem Schicksal überlassen, und sei es auch ein
Leben auf der Müllkippe.

Dem gewissenlosen Umgang der deutschen
Politik mit dem Schicksal dieser Menschen setzt
das Roma-Projekt des Flüchtlingsrats Nieder-
sachsen e.V. die kritische Aufklärung über die
Situation der Roma-Flüchtlinge entgegen. Ziel
des Projekts ist es , die Solidarität mit den Roma
seitens der Mehrheitsgesellschaft in Deutsch-
land, Serbien und dem Kosovo zu fördern.

Unumgänglich ist dafür die Information über
Funktionsweise und Geschichte des Antiziga-
nismus, ohne die das historische und qualitative
Ausmaß der Ausgrenzung, Diskriminierung und
Verfolgung der Roma in Europa nicht zu verste-
hen ist.

Einleitung
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Dazu zählt aber auch die Recherche über das
Schicksal abgeschobener Roma im Kosovo
und in Serbien, die in Kooperation mit Pro
Asyl und Menschenrechtsorganisationen vor
Ort durch geführt werden konnte. Denn nur so
lassen sich die Auswirkungen der deutschen
Abschiebepolitik und die Beweggründe derer
erklären, die Jahre nach ihrer Abschiebung
erneut nach Deutschland flüchten.    

Vor allem geht es aber um die Vermittlung die-
ser Erfahrungen und die Umsetzung der aus
ihnen resultierenden Erkenntnisse in prakti-
sche Solidarität mit denen, die von Abschie-
bung bedroht oder Opfer antiziganistischer
Diskriminierung, Ausgrenzung oder Gewalt
geworden sind. 

Die Hintergrundinformationen, Einzelfalldar-
stellungen und Berichte in diesem Heft sollen
die verschiedenen Dimensionen der Projektar-
beit darstellen, vor allem aber zu weiterem
Nachdenken und eigenem Engagement anre-
gen. 



Die Geschichte der Roma in Europa ist die
Geschichte ihrer Verfolgung und Ausgrenzung
durch die Mehrheitsgesellschaft, aber auch ihrer
Instrumentalisierung durch die Mächtigen. 
Wer die Lebenssituation der Roma im Kosovo
oder in Serbien verbessern will, kommt daher
nicht umhin, sich mit ihrer Situation in ganz
Europa und mit den historischen Bedingungen
dieser Situation zu beschäftigen. Geprägt wird
diese Situation vor allem durch den Antiziganis-
mus, der Gegenwart und Geschichte der europäi-
schen, insbesondere der deutschen Gesellschaft,
durchzieht.

2.1 Funktion des Antiziganismus

"Wer den Antiziganismus erklären will, muss
den Völkermord an Sinti und Roma meinen"
schrieb der Soziologe Franz Maciejewski 1996
in seinem Text "Elemente des Antiziganismus"
(1). Denn im "läppischen Zeitvertreib des Tot-
schlags" (Horkheimer / Adorno) (2) wird offen-
sichtlich, dass die rassistische Ideologie und der
Hass auf die Sinti und Roma nicht der wahre
Grund für das Morden sind. Das industriell orga-
nisierte Morden entlarvt
die Ideologie als Ratio-
nalisierung für ganz
andere Motive.
Es geht nicht darum,
eine bestimmte Gruppe
auf Grund ihrer tatsäch-
lichen oder zugeschrie-
benen Eigenschaften zu
vernichten, sondern
darum, die Teilung der
Gesellschaft in Mehr-
heiten und Minderhei-
ten und die Angst vor
Vernichtung aufrecht zu
erhalten. Während die
Nazis mit der grausa-
men Ermordung von
Millionen von Men-
schen diese Machttech-
nik auf die Spitze trie-
ben, funktioniert sie

nach dem Konzept des "Staatsrassismus", wie
Michel Foucault es beschrieben hat, auch mit
symbolischen Formen der Vernichtung - dazu
kann die gesellschaftliche Vernichtung, die Aus-
grenzung oder das Verstoßen gezählt werden.
Der zu beherrschenden Mehrheit wird dabei vor
Augen gehalten, wie es ihnen ergehen kann,
wenn sie eines Tages zur Minderheit gehören.
Gleichzeitig bietet die Erhöhung über die Min-
derheiten den Mehrheitsangehörigen eine Mög-
lichkeit, ihren Frust nahezu ungestraft an "min-
derwertigen"  Menschen auszulassen. So wird
die Motivation, sich gegen die Herrschaft auf-
zulehnen, minimiert.
Dennoch ist es kein Zufall, dass gerade die
Roma über die Jahrhunderte immer wieder ver-
folgt wurden und auch der Ideologie des Natio-
nalsozialismus zu Hunderttausenden zum Opfer
gefallen sind.  
Damit die Machttechnologie des Staatsrassis-
mus funktioniert, muss die Aufteilung der
Gesellschaft in "Fraktionen"(3) für den Einzel-
nen verständlich sein. Hier erklären sich die
Funktion des Antiziganismus und die Prädispo-
sition der Roma für die Rolle der "minderwer-

tigsten Minderheit", die
ihnen seit Jahrhunderten in
ganz Europa zukommt.
Das Bild von den "Zigeu-
nern" bietet einen Anknüp-
fungspunkt, an dem die
Ängste und Frustrationen
der Mehrheitsangehörigen
rationalisiert und auf einen
vermeintlichen "Feind"
gerichtet werden können.
Denn das Zigeu-nerbild ist
in der europäischen
Gesellschaft tief verankert
und mit Ängsten besetzt,
die aus eben der Zeit stam-
men, in der sich die Gesell-
schaftsform und mit ihr die
Technik der Herrschaft tief
greifend geändert haben.
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2.2 Die Entstehung des Zigeunerbildes

Die Geschichte der Roma und die Entstehun des
Zigeunerbildes lässt sich in
Deutschland bis ins 15. Jahrhundert
zurückverfolgen.  
Bei der ersten dokumentierten
Ankunft von Roma in Deutschland
- 1407 in Hildesheim - wurde ihnen
noch Wein serviert, während ihre
Papiere geprüft wurden. Diese
anfängliche Toleranz beruhte dar-
auf, dass die Roma zu Beginn des
15. Jahrhunderts als christliche Pil-
ger galten und mit entsprechenden
Schutzbriefen der Landesherren
ausgestattet waren, z.B. von König
Sigismund, Herrscher über das Hei-
lige Römische Reich Deutscher Nati-
on. Dies war in der mittelalterlichen Gesell-
schaft nicht unüblich, da Pilger, ebenso wie fah-
rende Schüler, Spielleute und selbst Bettler, in
der katholischen Ethik ein Anrecht auf Almosen
und Unterstützung hatten. 
Spätestens gegen Ende des 15. Jahrhunderts
schlug die Stimmung gegenüber den Roma in
Mitteleuropa aber um, interessanterweise in
Verbindung mit einer Umkehr der Pilger-
Geschichte: Von nun an waren Geschichten zu
hören, in denen es hieß, die "Zigeuner" seien
zum ewigen Umherwan-
dern verdammt, weil ihre
Vorfahren der Heiligen
Familie die Hilfe verwei-
gert hätten. So wurde
eine christlich-religiöse
Begründung konstruiert,
die es ermöglichte, die Roma von der karitati-
ven Armenpflege auszuschließen - eine Maß-
nahme, die auch der Sozialdisziplinierung im
Zuge der Reformation diente.   
Diese Sozialdisziplinierung, die mit der auf-
kommenden Arbeitsmoral zusammenhängt,
lässt sich nur vor dem Hintergrund der damali-
gen gesellschaftlichen Verhältnisse verstehen:
Das 15. Jahrhundert ist in Mitteleuropa eine
Zeit der tief greifenden ökonomischen und

gesellschaftlichen Veränderungen, d.h. dem
Übergang von der Agrar- zur Kapitalwirtschaft
und der damit verbundenen Entwicklung einer
"sich im Geiste des Kapitalismus formierende(n)
Arbeits- und Disziplinargesellschaft"(4) , sowie

der beginnenden Bildung von Territorialstaaten
und Nationen. In dieser Gesellschaft, in der nun
deklassierte Bauern in den Städten ums Überle-
ben kämpfen und für einen rasanten Anstieg der
Zahl der Bettler sorgen, entwickelt sich das Bild
vom "Zigeuner" - als Reaktion auf ein Klima der
zunehmenden Ökonomisierung des Lebens, der
Deklassierung großer Bevölkerungsgruppen und
intensivierter territorialstaatlicher Herrschaft
und Kontrolle.
In frühen Chroniken des 15. und 16. Jahrhun-
derts finden sich dann auch Berichte über die

"greulichen und
schwarzen Leute /
von der Sonnen ver-
brandt / so heßlich
gekleidet / und mit
all ihrem thun unfle-
tig sein / behende

und geschwinde auff stelen / und sonderlich das
Weibervolck / denn die Menner erneren sich des
/ das die Weiber stelen /die man Tattern gemei-
niglich / und in Italia Cianer (nennt)"(5) , oder
"die Zygeuner / ein ungeschaffen / schwartz /
wüst und unflätig Volck / das sonderlich gern
stielt / doch allermeist die Weiber"(6) . Betont
wird in den Chroniken weiterhin, dass die
"Zigeuner" kein Vaterland hätten, und müßig
und faul durch die Lande zögen.

Hintergrund: Antiziganismus - Funktionsweise und Geschichte
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“die Zigeuner/ 
ein ungeschaffen / schwartz / wüst und

unflätig Volck/ das sonderlich gern stiehlt  / 
doch allermeist die Weiber”

Quelle: Dokumentationszentrum des Rom e.V. (Köln)



Die Gründe für die aufkeimende Feindseligkeit
und die Entwicklung des Zigeunerbildes sind in
den tiefgreifenden Veränderungen in der Sozial-
struktur zu suchen, mit denen auch eine Verän-
derung der Identität der Gesellschaftsmitglieder
eingeleitet wurde, die "Formierung des neuen
Subjekts (als Untertan, Bourgeois und Citoy-
en)"(7). Die Formierung des Subjekts, in Form
einer "mehrfachen Unterwerfung: unter die
Zwänge territorialer Eingrenzung, kultureller
Integration und sozialer Anpassung"(8), war
eine neue, absolute  Form der Herrschaft. Dabei
ist es von zentraler
Bedeutung zu verstehen,
dass diese neue Form der
Herrschaft nicht nur die
Unterwerfung unter eine
äußere Autorität verlang-
te, sondern eine totale
Unterwerfung unter neue
gesellschaftliche Prinzi-
pien. 
Die rationalistische
Naturbeherrschung, die
von Max Horkheimer
und Theodor W. Adorno
als Prinzip der Auf-
klärung beschrieben
wurde, führt zur Beherr-
schung alles Natürlichen
im Individuum, bis hin
zum Denken und Fühlen.
Vor diesem Hintergrund
sind auch die aufkom-
menden sozialen und
staatlichen Disziplinie-
rungen zu verstehen, in denen sich die Herr-
schaft des Individuums bis in seinen Körper hin-
ein bemächtigt - "das Erwachen des Subjekts
wird erkauft durch die Anerkennung der Macht
als des Prinzips aller Beziehungen" (9).
Dennoch war die Situation für das Individuum
keineswegs ausweglos: Das Netz herrschaftli-
cher Kontrolle und Disziplinierung bot noch
viele Lücken. Der Einzelne hatte die Wahl, sich
der neuen Form der Herrschaft zu unterwerfen
oder sich, unter Verzicht auf seine Privilegien,
der Herrschaft zu entziehen oder zu widersetzen. 
Die erste Möglichkeit führt zum Untertanen und

letztlich zum Bürger, die zweite zum Gesetzlo-
sen, zum Außenseiter und damit zu "zigeu-
nerähnlichen Lebensformen". Hier liegt der
Schlüssel zu den beiden Seiten, von denen das
Zigeunerbild konstruiert und immer weiter ent-
wickelt wurde: Auf der einen Seite steht der
Untertan, der spätere Bürger, der sich zur
unmittelbaren Sicherung seiner Existenz mit
den Herrschenden arrangiert. Er unterwirft sich
der neuen Form der Herrschaft und der ver-
stärkten Kontrolle. Durch diese Unterwerfung
vermindert der Einzelne aber gleichzeitig die

Möglichkeiten zur
Überwindung seiner
eigenen Unter-
drückung. 
Denn die Unterwer-
fung unter die neue
Form der Herrschaft
bedeutet ja, eben jene
"natürlichen" Regun-
gen im eigenen Selbst
zu bekämpfen oder
w i d e r s t a n d s l o s
bekämpfen zu lassen,
die im eigenen Den-
ken und Fühlen wur-
zeln. 
So gerät das Individu-
um in den Konflikt
der Selbstentfrem-
dung, bzw. sogar der
Selbstfeindschaft, der
dann dadurch gelöst
wird, dass Selbstan-

teile, die nicht mehr in
die neue Identität passen, aus dem Bewusstsein
verdrängt werden. Diese Elemente des Selbst,
"die aus dem identitätssichernden Formie-
rungsprozeß des neuen Subjekts herausfallen"
(10), werden letztlich durch den Prozess der
Projektion vom entstehenden Zigeunerbild auf-
genommen. Dass die Roma als bevorzugte Pro-
jektionsfläche dienen, erklärt sich daraus, dass
sie die soziale Gruppe darstellen, "die am ent-
schiedensten die Verlockungen der Moderne
ausschlägt, aber auch den Knechtungen des
Leviathan entgeht" (11), die sich also der Dis-
ziplinierung entzieht und sich damit gegen die
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Privilegien der Moderne entscheidet. 
Die Äußerungen der so bewahrten Lebenswei-
se, die nicht von der totalen Herrschaft diszipli-
niert wurden, sind die Phänomene, an denen die
Ablehnung der "Zigeuner" ansetzt: "Die von
Zivilisation Geblendeten erfahren ihre eigenen
tabuierten mimetischen Züge erst an manchen
Gesten und Verhaltensweisen, die ihnen bei
anderen begegnen, und als isolierte Reste, als
beschämende Rudimente in der rationalisierten
Umwelt auffallen"(12) . 
Zusätzlich gab es auch handfeste ökonomische
Gründe, die in der subjektiven Wahrnehmung
vieler Untertanen die Roma als Bedrohung
erscheinen ließen und so Anknüpfungspunkte
für negative Projektionen boten: Diejenigen
Gruppen, die sich durch Wanderhandwerk ihren
Lebensunterhalt verdienten, zum Beispiel als
Schmiede oder Kesselflicker, stellten schon in
der frühen Neuzeit eine ernst zu nehmende
Konkurrenz für die in Zünften organisierten
sesshaften Handwerker dar. 
Außerdem bestand gegen die Roma als Fremde
sowieso stets der Verdacht, sie seien unloyal
und nicht vertrauenswürdig, wie sich auch

daran zeigt, dass sie vor dem Hintergrund der
zunehmenden Bedrohung durch das Osmani-
sche Reich zu Kundschaftern und Spionen stili-
siert wurden.
Auch von staatlicher Seite werden die soge-
nannten "Zigeuner" immer mehr zum Problem

erklärt. Dies zeigt sich in der zunehmenden
staatlichen Zigeunerpolitik: Während im 16. und
17. Jahrhundert die "Zigeuner" noch im Zusam-
menhang mit anderen wandernden Gruppen, wie
Spielleuten oder entlassenen Soldaten, genannt
wurden, wurden sie im frühen 18. Jahrhundert
zum Oberbegriff für "herrenloses Diebesgesin-
del". Dies geschieht nicht ohne Grund oder aus
unbegründetem Hass  auf die Roma. Vielmehr
bietet deren Lebensweise, die sich der Diszipli-
nierung und der Kontrolle entzieht, den Herr-
schenden Grund zur Sorge. So äußert König
Friedrich I. von Preußen 1710 in einem
"Geschärften Edict wegen der Zigeuner" seine
Sorge, dass der 'Ungehorsam   und   Frevelmuth'
der "Zigeuner" auf die Mehrheitsbevölkerung
übergreifen könnte. Es geht hier also um eine
"Vereinheitlichung brauchbarer Feindbilder"
(13), in deren Sinne die Roma mit anderen, der
neuen sozialen Ordnung gefährlichen Gruppen
zusammengefasst wurden, was sich im Bild der
"Zigeuner" verfestigte.
Aus dieser, von zwei Seiten erfolgenden Kon-
struktion des Zigeunerbildes ergab sich letztlich
die Fruchtbarkeit dieses Bildes für die Funkti-

onsweise des Antiziganis-
mus. Der Bürger konnte
seiner, aus unbewusst ver-
spürter Unterdrückung
und dem Konflikt mit sich
selbst entspringenden Fru-
stration freien Lauf lassen,
indem er seine Feindselig-
keit auf den "Zigeuner"
richtete, der nun als Sym-
bol für seine eigene ver-
kaufte Freiheit stand.
Gleichzeitig konnte er als
braver Untertan dem Wil-
len der Herrschenden fol-
gen und so seine Privilegi-
en sichern, da die "Zigeu-
ner", als Gegenbild zum

fleißigen, folgsamen Bürger, von der Obrigkeit
als einheitliches Feindbild erkoren waren.
Von dieser Ausgangslage war es beim Aufkom-
men der Rassentheorien im 18. und 19. Jahrhun-
dert nur noch ein kleiner Schritt, die "Zigeuner"
durch die Zuschreibung biologischer Merkmale

Hintergrund: Antiziganismus - Funktionsweise und Geschichte

10

Quelle: Dokumentationszentrum des Rom e.V. (Köln)



zur minderwertigen Rasse zu erklären und so
ihre Unverbesserlichkeit zu "beweisen". Auf
diesen Theorien gründeten die Nationalsoziali-
sten die Verfolgung und Ermordung der Sinti
und Roma, die auf Grund der überall verbreite-
ten Vorurteile über die "Zigeuner" nur auf wenig
Widerstand in der Mehrheitsbevölkerung stieß. 

2.3 Aktualität des Antiziganismus

Auch nachdem der Völkermord an den Sinti und
Roma im Nationalsozialismus den Höhepunkt
antiziganistischer Verfolgung darstellte, besteht
der Antiziganismus in Europa in verschieden-
sten Ausprägungen fort. Vorurteile über "Zigeu-
ner" sind noch immer weit verbreitet, führen zu
Ausgrenzung und Diskriminierung und bergen
weiter die Gefahr von Verfolgung und Gewalt.
Denn die Technologie des Herrschens im
modernen Staat hat sich nicht grundlegend geän-
dert. Die Mächtigen in Europa nutzen die Vorur-
teile gegenüber Roma, um die Stimmen der
Mehrheit auf Kosten einer Minderheit zu gewin-
nen - wie Nicolas Sarkozy in Frankreich bewies
- und frustrierte Mehrheitsangehörige in von

Arbeitslosigkeit und Sozialabbau gebeutelten 
Gesellschaften sind immer noch empfänglich
dafür. Denn auch heute noch ist es für diejeni-
gen, die sich unterdrückt und ausgebeutet
fühlen, einfacher, ihren Frust an den "Zigeu-
nern" auszulassen, als sich mit der Obrigkeit
anzulegen. 
Der Fortbestand antiziganistischer Vorurteile
führt zu katastrophalen Lebensbedingungen für
Roma in vielen ost- und südost-europäischen
Staaten, wo sie häufig ausgegrenzt in Elends-
siedlungen leben, ohne Zugang zum Sozial -
oder Bildungssystem. Sie sind gewalttätigen
Angriffen, wie in der jüngeren Vergangenheit
beispielsweise in Ungarn, Italien oder Serbien
ausgesetzt und erfahren weder von der Polizei
noch von den Behörden Unterstützung oder
Solidarität. 
Um die Lebensbedingungen der Roma langfri-
stig zu verbessern, bedarf es daher nicht nur 
materieller Hilfe und Programmen zur Integra-
tion in die Mehrheitsgesellschaften, sondern
vor allem der Aufklärung über den Antiziganis-
mus und der Bekämpfung seiner Wurzeln.    
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3.1 Kosovo

3.1.1 Rückübernahmeabkommen und
Abschiebungen

Nachdem die Zuständigkeit für die Rücküber-
nahme von Flüchtlingen durch das kosovarische
Innenministerium übernommen wurde, began-
nen im ersten Halbjahr 2009 die ersten Abschie-
bungen von Roma aus Deutschland  in den
Kosovo (14). Bis dahin war dies nur in Ausnah-
mefällen möglich, da die
zuständige UN-Verwaltung
im Kosovo Abschiebungen
von Roma nicht zustimmte
und diese im Zweifelsfall
nach Deutschland zurück
schickte. Insgesamt sind
heute  bundesweit ungefähr
10.000 Roma von Abschie-
bung in den Kosovo
bedroht. 
Nach zunächst einzelnen
Abschiebungen wurde im
September 2009 mit Sam-
melabschiebungen begon-
nen, die mit Chartermaschi-
nen von den Flughäfen Baden-Baden und Düs-
seldorf aus durchgeführt wurden. Organisiert
wurden diese Sammelabschiebungen vom
Regierungspräsidium Karlsruhe bzw. von der
Zentralen Ausländerbehörde Bielefeld . 
Durch die umstrittene Unabhängigkeitser-
klärung der "Republik Kosovo" im Februar
2008 wurden neue Tatsachen geschaffen. Statt
der UNMIK (15)  ist nun die kosovarische
Regierung für die Rücknahme der Flüchtlinge
zuständig. Seit November 2008 wird die Rück-
nahme abgeschobener Flüchtlinge vom kosova-
rischen Innenministerium bearbeitet. Rechtliche
Grundlage der Abschiebungen war bis zum
30.08.2010 die seit dem 01.01.2008 gültige
"Readmission Policy". Danach war die einzige
Bedingung für die Rücknahme einer Person,
dass diese wirklich aus dem Kosovo stammte.
Dazu wurden Rückübernahmeersuchen,
anfangs an das UNMIK-Verbindungsbüro in

Pristina, später an das kosovarische Innenmini-
sterium übersandt. Im Kosovo wird dann ermit-
telt, ob die betreffende Person in den kosovari-
schen Melderegistern auftaucht. Ist dies der Fall,
kann die Abschiebung durchgeführt werden. 
Die Rückübernahmeersuchen werden von den
lokalen Ausländerbehörden an eine von zwei
zentralen Stellen in Deutschland gestellt, die für
die Weiterleitung der Ersuchen an das kosovari-
sche Innenministerium zuständig sind. Die Zen-
trale Ausländerbehörde in Bielefeld ist dabei für

die Bundesländer
NRW, Niedersachsen,
Bremen, Hamburg,
Schleswig-Holstein,
Sachsen-Anhalt, Meck-
lenburg-Vorpommern
und Brandenburg
zuständig, das Regie-
rungspräsidium Karls-
ruhe für die restlichen
Bundesländer. Zweck
dieser Praxis ist vor
allem die Einhaltung
der mit der kosovari-
schen Regierung ver-

einbarten Obergrenze
von 2.500 Rückübernahmeersuchen pro Jahr. 
Das Rückübernahmeabkommen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Kosovo, das am 14.04.2010 unterzeichnet
wurde und am 01.09.2010 in Kraft getreten ist,
bringt nochmal einige Veränderungen in der
Abschiebepraxis mit sich: 
Die Passersatzpapiere für kosovarische Staats-
angehörige ohne Pass, die bisher von deutschen
Behörden ausgestellt wurden, werden seit dem
01.09.2010 von kosovarischen Behörden ausge-
stellt.
Die Republik Kosovo ist gemäß Abschnitt II des
Rückübernahmeabkommens nun auch ver-
pflichtet, Staatenlose oder Drittstaatsangehörige
zurückzunehmen, sofern diese direkt aus dem
Kosovo eingereist sind, im Kosovo geboren
wurden oder dort ihren rechtmäßigen Aufenthalt
und letzten Wohnsitz hatten. 
Zudem gibt es seit dem 01.09.2010 eine soge-
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nannte "Verschweigefrist", wonach die Zustim-
mung zu einem Übernahmeersuchen, das nicht
innerhalb einer Frist von 45 Tagen durch die
kosovarischen Behörden beantwortet wird, auto-
matisch als erteilt gilt. Zuvor war ein Bearbei-
tungszeitraum von 28 Tagen vorgesehen, eine
Abschiebung ohne ausdrückliche Zustimmung
war aber nicht möglich. Nach Auskunft der Bun-
desregierung wurden im Zeitraum von Januar
bis Juli 2010 nur 20,5% der Rückübernahmeer-
suchen innerhalb von 28 Tagen beantwortet. 
Im Jahr 2009 wurden 76 Roma und im Jahr 2010
bis Ende September 113 Roma in den Kosovo
abgeschoben. Vor dem Hintergrund der Gesamt-
zahl ausreisepflichtiger Roma aus dem Kosovo
sowie der bisher gestellten Rückübernahmeersu-
chen ist allerdings zu erwarten, dass die
Abschiebezahlen zukünftig steigen werden. 
Zum Stichtag 30.06.2010 waren in Deutschland
10.041 Angehörige der Roma-Minderheiten
(16) aus dem Kosovo von Abschiebung bedroht. 
Allein im Zeitraum 01.01.2010 bis 31.08.2010
wurden an die zuständigen Stellen in Karlsruhe
und Bielefeld Rückübernahmeersuchen für
1.071 Roma gestellt.

3.1.2 Internationale Kritik an den Abschie-
bungen

Im März 2009 reiste der Menschenrechtskom-
missar des Europarates, Thomas Hammarberg,
in den Kosovo, um sich
vor Ort ein Bild von der
menschenrecht l ichen
Situation zu machen.
Dabei besuchte er auch
Roma-Siedlungen und
traf auf Roma, die aus Westeuropa abgeschoben
worden waren. 
Am 02. Juli 2009 veröffentlichte er einen
Bericht (17) über seine Reise, in dem er deutlich
machte, dass Abschiebungen von Roma in den
Kosovo für die Betroffenen wie auch für den
jungen Staat Kosovo nicht zumutbar seien. 
In seinem Bericht stellt er fest, dass im Zeitraum
von Januar 2000 bis April 2009 gerade einmal
7.490 Roma-Flüchtlinge in den Kosovo zurück-
gekehrt sind (18), von denen einige kurz darauf
das Land wieder verlassen hätten.

Bezüglich der Aushandlung von Rückübernah-
meabkommen mit dem Kosovo, namentlich
durch Deutschland und die Schweiz, betont
Hammarberg, dass der Kosovo unter politi-
schem Druck stand, diesen Abkommen zuzu-
stimmen, ohne die Kapazitäten oder Mittel zu
haben, diese Familien in Sicherheit und Würde
aufzunehmen. Vielmehr stellt er fest, dass viele
der Abgeschobenen keine Unterstützung durch
den kosovarischen Staat erhalten und obdachlos
werden.  
Die Rückkehr weiterer Roma-Flüchtlinge aus
westeuropäischen Staaten oder Nachbarstaaten
würde die Situation der Roma im Kosovo noch
verschärfen, auch dadurch, dass dringend
benötigte Überweisungen aus dem Ausland
wegfielen. Des Weiteren, betont Hammarberg,
würden sich auch ethnische Spannungen ver-
stärken, wenn die Zahl der Rückkehrer weiter
steige. 
Daher appelliert der Menschenrechtskommissar
in seinem Bericht an die europäischen Staaten,
keine Angehörigen der Roma-Minderheiten in
den Kosovo abzuschieben, solange dort keine
Kapazitäten für eine Aufnahme in Sicherheit
und Würde bestehen. 
Im November 2009 appellierte Hammarberg
noch einmal in einem Brief an Bundeskanzlerin
Angela Merkel, die Abschiebungen - insbeson-
dere von Roma - in den Kosovo einzustellen
(19). Die Bundeskanzlerin antwortete nur

knapp, die Bundes-
regierung sehe kei-
nen Grund, die
A b s c h i e b u n g e n
auszusetzen und
werde an ihrer bis-

herigen Politik festhalten. 
Im Juli 2010 veröffentlichte Unicef eine Studie
zur Situation kosovarischer Roma-Kinder in
Deutschland sowie nach ihrer Abschiebung in
den Kosovo. Die Studie bestätigt die Einschät-
zungen, dass die Republik Kosovo nicht in der
Lage ist, abgeschobene oder zurückkehrende
Roma zu integrieren. Drei Viertel der Kinder
aus den befragten Rückkehrer-Familien konn-
ten ihre Schulausbildung im Kosovo nicht fort-
setzen, weil sie die albanische Sprache nicht
sprachen, keine Schulzeugnisse mitbringen

Kosovo

Unicef bestätigt in einer Studie (2010)
die Einschätzung, dass die Republik Kosovo 
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konnten oder ihre Familie zu arm war, um den
Schulbesuch zu finanzieren. 
Über die eigenen Befragungen hinaus enthält
die Unicef-Studie auch Daten aus anderen
Quellen, die Aufschluss über die gesellschaftli-
che Situation von Kindern aus verschiedenen
sozialen Gruppen im Kosovo geben. 
So sind 42% der Kinder (0-17 Jahre), die aus
dem Ausland zurückgekehrt sind, nicht in den
kosovarischen Melderegistern registriert. Sie
haben damit keinen Zugang zu Schulbildung,
Ausweispapieren, Krankenversicherung oder
Sozialhilfe. 
49% der Kinder und Jugendlichen unter 19
Jahren leben im Kosovo unter der Armutsgren-
ze, 19% sogar unter der Hungergrenze. Bei
Kindern aus nicht serbischen oder albanischen
Familien  sind es sogar 60,5% bzw. 30,5%
(20).
Vor dem Hintergrund der Unicef-Studie kriti-
sierte auch die UN-Menschenrechtskommissa-
rin Navi Pillay die deutschen Abschiebungen
in den Kosovo und schrieb am 29.09.2010 in
einem Gastkommentar für die Frankfurter
Rundschau, diese Rückführungen hätten "ver-
heerende Folgen für die Rechte der Kinder"
(21).

3.1.3 Verfolgung und Verfolgungsangst

Die Sicherheitslage für Minderheitenangehöri-
ge im Kosovo muss differenziert betrachtet
werden. Während es seit längerem keine
Berichte über groß angelegte Verfolgungs-
handlungen gegenüber Minderheitenangehöri-
gen gegeben hat, berichten abgeschobene oder
zurückgekehrte Roma immer wieder über
Angriffe durch Mehrheitsangehörige, unter
anderem auch durch die Polizei. Meist schei-
nen die Angriffe den Charakter von Prügeleien
und Einschüchterungen zu haben. Viele dieser
Vorfälle werden allerdings aus Angst vor Dis-
kriminierung und fehlendem Vertrauen in die
staatlichen Behörden nicht bei der Polizei
angezeigt.
Unabhängig von der objektiven Gefährdungs-
situation, die auf Grund einer anzunehmenden
hohen Dunkelziffer nur schwer eingeschätzt
werden kann, besteht bei den meisten Betroffe-

nen weiterhin eine intensive subjektive Verfol-
gungsangst. Die Verfolgungsangst ist, wie
bereits 2009 in einem Bericht von PRO ASYL
betont wurde, sehr vielschichtig und kann ver-
schiedene Gründe haben. Dazu zählen zum Bei-
spiel individuelle Verfolgungserfahrungen,
Berichte von Verwandten aus dem Kosovo
sowie spezifische interpersonelle Konflikte aus
der Zeit vor der Flucht (22).  
Die subjektive Verfolgungsangst ist bei vielen
Betroffenen so groß, dass sie schon vor der
Abschiebung zu extremen psychischen Bela-
stungen führt. Insbesondere im Zusammenhang
mit traumatischen Erfahrungen im Kosovo
kommt es immer wieder zu psychischen Zusam-
menbrüchen und Suizidgefahr.   

Viele Roma kehren nach der Abschiebung nicht
in ihre Heimatorte zurück. Sie suchen Zuflucht
bei Verwandten im Kosovo oder verlassen den
Kosovo fluchtartig in Richtung Serbien oder
Montenegro. Nicht selten versuchen sie auch,
nach Deutschland zurückzukehren. 

3.1.4 Reintegration von Rückkehrern

Im Rahmen einer Kooperation mit PRO ASYL
und dem “Roma and Ashkali Documentation
Center” in Pristina hat der Flüchtlingsrat Nieder-
sachsen im Zeitraum von Dezember 2009 bis
September 2010 mehrere Fälle von Roma, die in
den Kosovo abgeschoben wurden, recherchiert. 
In den meisten der untersuchten Fälle hat eine
Reintegration schon deshalb nicht stattgefunden,
weil die Abgeschobenen nicht in ihre Heimatge-
meinden zurückgekehrt sind. Der Grund dafür
ist, neben der bereits erwähnten Angst vor Ver-
folgung, häufig die Tatsache, dass die Betroffe-

Zur aktuellen Situation der Roma-Flüchtlinge 
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nen dort kein Haus mehr besitzen und keine
sozialen Kontakte haben. Ohne Unterkunft und
Unterstützung von Verwandten ist aber ein
Überleben selbst mit Sozialhilfe nicht möglich.  
Aber auch in Fällen, in denen eine Unterstüt-
zung durch das Rückkehr-Projekt URA 2 des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
erfolgte, konnte keine nachhaltige Reintegration
in die kosovarische Gesellschaft erreicht wer-
den. Das Projekt gewährt einen Mietzuschuss,
der in der Regel für 6 Monate gezahlt wird und
in dieser Zeit auch ausreicht, um eine Wohnung
zu halten. Zusätzlich werden einmalig Leistun-
gen für Lebensmittel und Einrichtung gezahlt.
Dauerhafte Hilfen zum Lebensunterhalt gibt es
nicht, stattdessen wird versucht, über die Bezu-
schussung von Arbeitsstellen mit bis zu 150,- im
Monat eine Integration in Arbeit zu erreichen. 
In der Praxis funktionierte die Vermittlung in
Arbeit jedoch offenbar nur selten, und nur die
wenigsten der wirklich vermittelten Arbeitsstel-
len blieben über den Förderzeitraum hinaus
erhalten (23). Mangels eines dauerhaften Ein-
kommens sind so auch die Familien, denen eine
Wohnung vermittelt wurde, spätestens mit dem
Auslaufen der Förderung durch das Rückkehr-
Projekt von Obdachlosigkeit bedroht. 

3.2 Serbien

3.2.1 Anstieg der Flüchtlingszahlen in 2010

Im Jahr 2010 registrierte das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge einen starken Anstieg
der Zahlen von Asylantragstellern aus Serbien.
Es wurden 4.978 Erstanträge von serbischen
Staatsangehörigen gestellt. Darüber hinaus ent-
fielen mit 1.817 Folgeanträgen 25 % aller Asyl-
folgeanträge auf Serbien. 
Auch andere EU-Staaten verzeichneten im Jahr
2010 einen Anstieg der Asylantragszahlen aus
Serbien. In Schweden stellten bis zum
31.10.2010 über 5.000 serbische Staatsangehöri-
ge Asylanträge, über 600 in Belgien.
Diese Entwicklung wird sowohl in Deutschland
als auch auf Ebene der EU hauptsächlich als
Problem im Zuge der Liberalisierung des Visa-
Systems gesehen, folgte sie doch zeitlich der
Befreiung Mazedoniens und Montenegros von

der Visapflicht am 19.12.2009. 
Den Asylantragstellern wird vorgeworfen, unter
Angabe falscher oder nicht asylrelevanter
Gründe Asylanträge zu stellen, um finanzielle
Hilfen zu Förderung der "freiwilligen" Rück-
kehr missbräuchlich in Anspruch nehmen zu
können oder in den EU-Staaten zu überwintern. 
In Deutschland wurden mit dieser Begründung
bereits im Oktober 2010 die Starthilfen im Rah-
men der Rückkehrförderung für Staatsangehöri-
ge der beiden Staaten gestrichen, gezahlt wer-
den nun höchstens noch Reisekosten. 

Die EU-Kommisssarin für Innenpolitik Cecilia
Malmström forderte ebenfalls im Oktober die
Innenminister Serbiens und Mazedoniens auf,
gegen potenzielle Asylsuchende aktiv zu wer-
den. Serbiens Innenminister Dacic kündigte
daraufhin stärkere Kontrollen an der serbisch-
ungarischen Grenze an. Er teilte mit, bei den
"falschen Asylsuchenden" handele es sich vor
allem um Albaner aus Südserbien und Roma
aus der Vojvodina, sowie um Kosovo-Flüchtlin-
ge, die sich nicht in Serbien integriert hätten.
Sowohl Serbien als auch Mazedonien teilten
darüber hinaus mit,  bereits gegen Reiseveran-
stalter vorzugehen, die Menschen mit falschen
Versprechungen über Asyl in der EU zu ködern
versuchen. 
Im November 2010 haben der Flüchtlingsrat
Niedersachsen und PRO ASYL zusammen mit
Chachipe und anderen Menschenrechts- sowie

Serbien
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Romaorganisationen die EU-Kommissarin für
Innenpolitik Cecilia Malmström für ihre Auf-
forderung an die Innenminister Serbiens und
Mazedoniens kritisiert, Asylanträge ihrer
Staatsbürger in Staaten der EU zu verhindern.
Sie forderten die Kommissarin auf, stattdessen
die Regierungen beider Länder dazu anzuhal-
ten, ihre Bemühungen im Bereich des Minder-
heitenschutzes und der Integration von Flücht-
lingen und Rückkehrern zu verstärken.
Die Organisationen wiesen in ihrem Brief an
Malmström darauf hin, dass Minderheitenan-
gehörige in Serbien und Mazedonien, insbeson-
dere Roma, in beiden Ländern immer wieder
Opfer von Diskriminierung und Übergriffen
werden. 
Die Lebenssituation von Roma dort ist geprägt
von äußerster Armut, oftmals auch durch Aus-
grenzung aus dem Gesundheits- und Bildungs-
system, Beschimpfungen und Drohungen durch
Mehrheitsangehörige, Angriffen durch serbi-
sche Nationalisten oder Zwangsräumungen von
Siedlungen durch die serbische Verwaltung.
Die Ankündigungen der serbischen Regierung,
bessere Grenzkontrollen durchzuführen, lassen
dagegen weitere Diskriminierungen gegenüber
Minderheitsangehörigen befürchten. Es wurden
bereits Fälle bekannt, in denen Roma auf dem
Weg in die EU Reisebusse an der serbisch-
ungarischen Grenze verlassen mussten. Auch
berichteten Roma, deren Asylanträge in
Deutschland abgelehnt wurden, dass sie bei der
Wiedereinreise nach Serbien eine Strafe zahlen
mussten, weil sie nicht
innerhalb von drei Mona-
ten zurückgekehrt waren. 
Am 29. März 2011 teilte
die serbische Regierung
auf ihrer Internetseite die
Unterzeichnung eines
Abkommens mit der Bun-
desrepublik Deutschland
mit, das die Kooperation
zur Verhinderung der Ein-
reise "falscher Asylsu-
chender" weiter intensi-
vieren soll. Mit dem
Abkommen wurde auch
eine deutsche “Spende”

in Form von Ausrüstung im Wert von 45.000 €
an die serbische Grenzpolizei vereinbart.
Wenn Staaten auf diese Weise versuchen, die
Ausreise ihrer eigenen Staatsangehörigen zu
verhindern, die sich als Opfer der Verfolgung in
ihren Heimatländern sehen, verstößt dies nicht
nur gegen die internationale Flüchtlingskonven-
tion, sondern auch gegen die internationale
Menschenrechtskonvention, die in Artikel 13
besagt, dass "jeder das Recht hat, jedes Land,
einschließlich sein eigenes, zu verlassen, und in
sein Land zurückzukehren".
Dass dies auf Initiative der EU und unter tätiger
Mithilfe von EU-Mitgliedsstaaten geschieht,
zeigt eine Doppelzüngigkeit der europäischen
Institutionen, die die Diskriminierung ethnischer
Minderheiten kritisieren, es aber ablehnen,
ihnen Schutz zu gewähren.

3.2.2 Angriffe auf Roma

In mehreren Fällen berichteten aus Serbien
geflüchtete Roma von Angriffen durch nationa-
listische Serben. Diese Angriffe fanden zum Teil
über lange Zeiträume statt und gingen einher mit
Morddrohungen und Aufforderungen, das Land
zu verlassen. Die meisten Roma berichten auch
über antiziganistische Beleidigungen in diesem
Zusammenhang. 
Die Intensität der geschilderten Angriffe zeugt
von einer hohen Gewaltbereitschaft der Täter,
die oft als Skinheads oder Anhänger nationalisti-
scher Gruppierungen beschrieben werden.

Zur aktuellen Situation der Roma-Flüchtlinge 
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Obwohl die Opfer in vielen Fällen die Polizei
riefen, erhielten sie keinen effektiven Schutz.
Die Polizei scheint nach den Schilderungen
nicht gewillt zu sein, Roma wirkungsvoll gegen
antiziganistische Gewalt zu schützen. Vielmehr
sahen sich die Betroffenen in einigen Fällen
auch noch Gewaltandrohungen seitens der Poli-
zei ausgesetzt. 
Die Berichte über Gewalt durch nationalistische
Serben sowie die Untätigkeit der Polizei decken
sich mit den Ergeb-
nissen einer im Sep-
tember 2007 veröf-
fentlichten Studie des
“Minority Centers”
in Belgrad. Die Stu-
die kam zu dem
Schluss, dass es fast
täglich zu Übergrif-
fen auf Roma
kommt, die von der
Polizei nicht effizient
verfolgt werden.
Roma würden in den
Ermittlungen häufig
als Straftäter und
nicht als Opfer
behandelt.
Für die Ernsthaftigkeit der Berichte von Roma-
Flüchtlingen sprechen auch die belegten Akti-
vitäten der rechten Szene in Serbien. So kam es
im Umfeld  der "Pride-Parade" in Belgrad im
Oktober 2010 zu Straßenschlachten zwischen
der Polizei und bis zu 6.000 radikalen Demon-
stranten (24). Das kritische serbische Nachrich-
tenmagazin "Insajder" des Belgrader Fernseh-
senders B92 berichtete kürzlich über Verbindun-
gen zwischen der radikalen nationalistischen
Szene und dem serbisch-orthodoxen Klerus.
Genannt wurde hier auch die Zahl von 3.500
kurzfristig mobilisierbaren, militanten Anhän-
gern.

3.2.3 Zwangsräumung von Roma-Siedlungen

Ein weiterer Grund für die Flucht aus Serbien ist
offenbar die Zwangsräumung von Roma-Sied-
lungen, die zuvor jahre- oder jahrzehntelang auf
öffentlichem oder privatem Gelände geduldet

wurden. 
Die Lebensbedingungen sind in vielen dieser
irregulären Roma-Siedlungen weit unter dem
serbischen Durchschnitt und in vielen Fällen
von katastrophalen Missständen, wie dem Feh-
len von Wasser- und Stromversorgung, geprägt.
Eine Zwangräumung führt aber meist nur zu
einer weiteren Verelendung und Desintegration
der Betroffenen. 
So wurde im Sommer 2009 eine der größten

Roma-Siedlungen in Belgrad zwangsgeräumt,
167 Familien verloren ihre Unterkünfte.
Während 114 Familien, die in Belgrad regi-
striert waren, in Containersiedlungen in ande-
ren Stadtbezirken umgesiedelt wurden, wurden
53 aus Südserbien stammende Roma-Familien
in ihre Herkunftsgemeinden zurückgebracht.  
Sowohl für die Containersiedlungen, die sich
im Gegensatz zu der geräumten Siedlung nicht
im Zentrum Belgrads befinden, als auch für den
Süden Serbiens gilt, dass hier die ökonomi-
schen Überlebensmöglichkeiten für die Roma-
Familien weitaus schlechter sind. Auch haben
viele Familien durch die Räumung ihren
gesamten Besitz verloren.

3.2.4 Reintegration von Rückkehrern

Im Rahmen einer Recherchereise nach Serbien
im März und April 2010 haben Mitarbeiter des
Flüchtlingsrats Niedersachsen einige Roma-
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Familien getroffen, die in den Jahren 2003 und
2004, "freiwillig" oder durch Abschiebung,
nach Serbien zurückgekehrt waren. 
Obwohl vielen Familien damals von den Aus-
länderbehörden versprochen wurde, dass sie
Unterstützung bei der Reintegration in Serbien
erhalten würden, lebten sie seit ihrer Rückkehr
in irregulären Barackensiedlungen. Sie hatten in
Serbien keine Arbeit gefunden und lebten seit-
her von Gelegenheitsarbeiten oder vom Sam-
meln vom Altpapier und Altmetall.
Auch bei der Registrierung von Rückkehrern in
Serbien gab und gibt es immer noch große Pro-
bleme. Viele der zurückgekehrten oder abge-
schobenen Roma hatten nicht die Möglichkeit,
sich an ihrem Wohnort anzumelden. Damit geht
oft ein Ausschluss von medizinischer Versor-
gung, Sozialleistungen, Arbeit und Bildung ein-
her.

3.2.5 Vorurteile gegenüber Roma

Verbreitete antiziganistische Vorurteile führen
darüber hinaus zu einer Ausgrenzung der Roma
in fast allen gesellschaftlichen Bereichen. Laut
einer von der Weltbank in Auftrag gegebenen
Studie aus dem Jahr 2005 über die Einstellung
von Mehrheitsangehörigen gegenüber den
Roma wurden Armut, Arbeitslosigkeit, man-
gelnde Bildung sowie unhygienische Wohnsi-
tuation als Ausdruck der selbst gewählten
Lebensweise der Roma gesehen. Als charakteri-
stisch für diese "Lebensweise" wurden von den
Mehrheitsangehörigen vor allem Bettelei,
Schmutzigkeit und das Fehlen von "Manieren"
und Bildung genannt. Außerdem waren die mei-
sten Befragten der Meinung, die Roma seien im
Allgemeinen ungebildet, schmutzig, faul, bösar-
tig und Diebe. 

Zur aktuellen Situation der Roma-Flüchtlinge
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Fußnoten

(14) Bis dahin waren Roma vor Abschiebung geschützt, da die vorher zuständige UNMIK-Verwaltung im Kosovo die
Rückübernahme abgeschobener Roma-Flüchtlinge ablehnte. Dies galt allerdings nur für Romanes sprechende Roma.
Angehörige der Minderheiten der Albanisch sprechenden Ashkali und Ägypter (Egyptian), die ebenfalls zu den Roma-
Minderheiten zu zählen sind, begann man  schon einige Jahre zuvor in den Kosovo abzuschieben. 
(15) Mission der Vereinten Nationen zur Übergangsverwaltung des Kosovo 
(16) 10.041 Angehörige der RAE (Roma, Ashkali, Ägypter), darunter 8.489 Roma sowie 1.552 Ashkali und Ägypter.
Im folgenden wird der Begriff "Roma" umfassend für die Gruppe RAE verwendet. Wo eine Unterscheidung wichtig
ist, wird gesondert darauf hingewiesen.
(17)
https://wcd.coe.int/com.instranet.InstraServlet?Index=no&command=com.instranet.CmdBlobGet&InstranetIma-
ge=1348690&SecMode=1&DocId=1423484&Usage=2
(18) Von schätzungsweise 100.000 - 150.000 Roma, die aus dem Kosovo vertrieben wurden. 
(19) CommHR/NS/sf 186-2009 vom 25.11.2009
(20) Armutsgrenze: 1,40€ am Tag; Hungergrenze: 0,90€ am Tag. Quelle: Unicef 2010
(21) http://www.unric.org/de/pressemitteilungen/gastkommentare/26280-roma--die-diskriminierten-europaeer-gast-
kommentar-von-uno-menschenrechtskommissarin-navi-pillay-in-der-frankfurter-rundschau-vom-29-september-2010
(22) Vgl. Stephan Dünnwald (2009): Bericht zur Lebenssituation von aus Deutschland abgeschobenen Roma,
Ashkali und Angehörigen der Ägypter Minderheit im Kosovo 
(23) Vgl. dazu: Stephan Dünnwald (2009): S. 25
(24)http://www.b92.net/eng/news/politics-article.php?yyyy=2010&mm=10&dd=10&nav_id=70196



Um zu verstehen, wie sich antiziganistische Vor-
urteile und Ausgrenzung heute in den Herkunfts-
staaten der Roma-Flüchtlinge, aber auch in der
Politik der EU-Staaten auswirken, empfiehlt
sich die nähere Betrachtung von Einzelfällen.
Im Rahmen der Arbeit des Roma-Projektes
konnten verschiedene Fälle von Roma-Flücht-
lingen, Rückkehrern und Abgeschobenen
recherchiert werden, die ein Bild von der Situa-
tion der Roma in Serbien und im Kosovo ver-
mitteln.

4.1 Abgeschoben in den Kosovo

4.1.1 Elvis T. aus Fuldatal / Kassel 

Der 27jährige Elvis T. kam 1999 in der Folge
des Kosovo-Krieges mit sei-
nen Eltern nach Deutschland.
Er war gut integriert, hatte
sogar eine Arbeitsstelle, die
es ihm, seiner Frau Gjulijeta
T. und seinen Söhnen Muha-
med (2 Jahre) und Yassin (1
Jahr) ermöglicht hätte, ohne
Sozialhilfebezug zu leben.
Im Gegensatz zu Gjulijeta,
die eine Aufenthaltserlaubnis
nach §104a AufenthG besaß,
hatte Elvis allerdings nur
eine Duldung. Für eine Auf-
enthaltserlaubnis nach der
Altfallregelung war er knapp
zwei Monate zu spät nach
Deutschland eingereist. Spä-
testens mit ihrer geplanten Hochzeit würde aber
auch Elvis eine Aufenthaltserlaubnis erhalten.
Nach Roma-Recht waren sie sowieso schon län-
ger verheiratet. Nur die letzten Dokumente aus
dem Kosovo fehlten noch zur formellen Hoch-
zeit in einem deutschen Standesamt. 
Am 25. Mai 2009 stand am späten Abend plötz-
lich die Polizei vor der Tür. Als Elvis T. nicht
sofort öffnete, wurde die Wohnungstür kurzer-
hand aufgebrochen, und die hereinstürmenden
Polizisten führten Elvis T. vor den Augen seiner
Frau und Kinder ab. Gjulijeta T. wurde mit

Muhamed und dem knapp einen Monat alten
Yassin noch in der Nacht auf die Straße gesetzt,
da sie nicht im Mietvertrag stand. Eine Nach-
barin nahm sich der geschockten und hilflosen
jungen Mutter an. Am nächsten Morgen wurde
Elvis T. in den Kosovo abgeschoben. Drei Tage
später kamen die letzten Papiere für die Hoch-
zeit. 
Im Kosovo ging Elvis zuerst nach Gnjilane.
Hier musste er feststellen, dass sein Elternhaus
vollständig zerstört war. Er übernachtete dann
einige Zeit bei einer anderen Roma-Familie im
Ort. Einige albanische Nachbarn, die der Fami-
lie von Elvis T. Kollaboration mit den Serben
vorwarfen, erkannten Elvis und bedrohten ihn
mehrfach. Später wurde er von albanischen
Jugendlichen so verprügelt, dass er im Kran-

kenhaus notdürftig ver-
sorgt werden musste.
Für eine angemessene
medizinische Behand-
lung reichte sein Geld
nicht, und eine Kran-
kenversicherung hatte
er nicht, da er sich nicht
als kosovarischer
Staatsbürger registrie-
ren konnte. Wegen der
fehlenden Anmeldung
wurde auch seine
Anzeige, die er bei der
kosovarischen Polizei
erstatten wollte, nicht
aufgenommen. Statt-
dessen teilte man ihm

auch dort mit, dass Roma im Kosovo nicht
willkommen seien, und damit rechnen müs-
sten, zusammengeschlagen oder getötet zu
werden. Da es für Elvis T. im Kosovo auch
nach einigen Monaten keinerlei Möglichkeiten
gab, seinen Unterhalt zu sichern oder vor
Angriffen geschützt zu werden - und Gjulijeta
und seine Söhne auf ihn warteten - entschloss
er sich, illegal nach Deutschland zurückzukeh-
ren. 
Im Januar 2010 war Elvis wieder in Deutsch-
land. Als er sich bei der Ausländerbehörde in
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Kassel wieder anmeldete, wurde er sofort in
Abschiebehaft genommen. Sowohl die Durch-
führung eines neuen Asylverfahrens als auch
eine Petition beim hessischen Landtag wurden
binnen kürzester Zeit abgelehnt. Auch ein Eil-
verfahren beim Verwaltungsgericht Kassel
konnte die Abschiebung nicht stoppen, da der
Richter keinen rechtlichen Grund für einen Ver-
bleib von Elvis T. in Deutschland sehen konnte.
Ein fachärztliches Attest, dass die Traumatisie-
rung Gjulijetas durch die Abschiebung belegte,
erklärte er zum Gefälligkeitsgutachten, die
Trennung der Kleinkinder von ihrem Vater
wurde bagatellisiert. Es wurde entschieden,
dass es der jungen Familie zumutbar sei, zu
warten, bis Elvis im Kosovo ein Visum zur
Familienzusammenführung erhielte. Dass Elvis
T. als Abgeschobener einer Einreisesperre
unterlag, die erst nach Zahlung mehrerer tau-
send Euro Abschiebungskosten hätte befristet
werden können, erwähnte der Richter nicht.
Am 09. Februar wurde Elvis T. mit einem Sam-
melabschiebungsflug aus Baden-Baden nach
Pristina abgeschoben. Aus Angst vor erneuten
Misshandlungen floh er sofort nach Serbien. Er
ging in das nahe der Grenze gelegene Bujano-
vac, wo er vorübergehend von einem Bekann-
ten aufgenommen wurde. 
Da es in Bujanovac kaum Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Roma gibt, versuchte Elvis T. im
März 2010 sich in Belgrad anzumelden. Mit
Hilfe des Roma-Projektes wurde ihm ein Zim-
mer im Haus einer Roma-Familie im Stadtteil
Karaburma vermittelt. Obwohl dieses Haus
eine legale Adresse darstellt, wurde Elvis T. die
Anmeldung seines Wohnsitzes in Belgrad
durch die Polizei verweigert. Ihm wurde unter-
stellt, er wolle nur eine Scheinadresse in Bel-
grad anmelden, um einen serbischen Pass zu
erhalten. 
So kehrte Elvis T. nach Bujanovac zurück, wo
er nun eine kleine Wohnung mieten konnte.
Finanziert wird diese Wohnung bis heute durch
eine Unterstützergruppe in Göttingen, die ver-
sucht, Elvis T. die Rückkehr nach Deutschland
zu ermöglichen. Bevor er ein Visum zur Fami-
lienzusammenführung auch nur beantragen
kann, müssen die Abschiebungskosten in Höhe
von rund 9.000,- € bezahlt werden.

4.1.2 Elvira G. aus Wolfenbüttel

Elvira G. ist in Deutschland aufgewachsen. Die
heute 22jährige alleinerziehende Mutter lebte 20
Jahre lang in Deutschland, bevor sie im Juni
2009 aus Wolfenbüttel abgeschoben wurde. Mit
ihr abgeschoben wurden ihre damals drei- und
vierjährigen Kinder Tuana und Djafer sowie
Elviras ehemaliger Lebensgefährte, der Vater
der beiden Kinder. Von letzterem hatte sich Elvi-
ra zwei Jahre zuvor getrennt, nachdem er sie
mehrfach verprügelt und überdies mit einem
Messer bedroht hatte. In Deutschland hatte sich
Elvira G. auch mit gerichtlicher Hilfe wirkungs-
voll gegen die Bedrohung zur Wehr setzen kön-
nen.

“Die alleinerziehende Mutter lebte 20 Jahre in
Deutschland, bevor sie abgeschoben wurde”

Die gemeinsame Abschiebung setzte Elvira G.
der Gefahr erneuter Gewaltanwendung durch
ihren Ex-Freund aus, da Elvira im Kosovo keine
Familie mehr hatte, bei der sie hätte Schutz
suchen können. Elvira G. flüchtete sich im
Kosovo mit ihren Kindern nach Pec und kam bei
alten Bekannten ihrer Mutter in einer Roma-
Siedlung unter. Dort konnte sie allerdings nur
für wenige Tage bleiben, da die Familie drei
zusätzliche Personen nicht ernähren konnte. Sie
stand nun buchstäblich auf der Straße. Ohne
Sozialhilfe oder medizinische Versorgung über-
nachtete sie mit ihren Kindern im Wald oder
manchmal für ein oder zwei Tage bei fremden
Leuten, die Mitleid mit ihnen hatten. Mehrfach
kamen fremde Männer zu ihr, geschickt von
ihrem Ex-Freund, die ihr drohten, er werde sie
umbringen, wenn sie nicht zu ihm zurückkom-
me. 
Der Fall erregte in den regionalen Medien eini-
ges Aufsehen, und der Landkreis Wolfenbüttel,
der die Abschiebung angeordnet hatte, erklärte
sich schließlich bereit, Elvira G. nach Möglich-
keit aus dem Kosovo nach Deutschland zurück
zu holen.
Dieses Vorhaben scheiterte jedoch zunächst am
Widerstand des niedersächsischen Innenmini-
sters Schünemann. Er verteidigte die Abschie-
bung als "rechtmäßig und in keiner Weise zu
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beanstanden", für eine Wiedereinreise sehe er
"rechtlich keine Möglichkeit" (25). 
Inzwischen hatte Elvira G. im Kosovo ein klei-
nes, seit langem leer stehendes Haus gefunden,
in dem sie mit ihren Kindern eine Weile wohnen
konnte. Die Einrichtung bestand aus einem
Ofen, für den sie sich nur selten Brennholz lei-
sten konnte, und einer dünnen Matratze. Eigent-
lich war es mehr eine Ruine als ein richtiges
Haus, aber nach Monaten im Freien war das bes-
ser als gar nichts, zumal der Winter im Kosovo
empfindlich kaltes Wetter mit sich bringt. In der
halben Stunde, die ihr die Polizei damals in der
Nacht der Abschiebung zum Packen gab, hatte
Elvira es versäumt, Winterkleidung für die Kin-
der mitzunehmen. Der kleine Djafer, der an
chronischer Bronchitis litt, und auch Tuana
waren ständig erkältet. Zweimal musste Elvira
mit Djafer ins örtliche Krankenhaus, aber die
Behandlung kostete Geld, und wer nichts hat,
wird weggeschickt. 
Geld bekam die alleinerziehende Mutter im
Kosovo nicht. Ohne Unterschrift des Vaters
konnten die Kinder im Kosovo nicht registriert
werden, und nur für die Kinder hätte Elvira eine
geringe Sozialhilfe bekommen. Selbst mit den
70 Euro Sozialhilfe, die sie maximal bekommen
hätte, wären ihre Probleme nicht annähernd
gelöst worden, denn es fehlte an allem - Brenn-

holz, Kleidung, Medikamente, Lebensmittel. So
blieb sie auf die unregelmäßige Unterstützung
aus Deutschland und Almosen ihrer Nachbarn
angewiesen, auch der Flüchtlingsrat Niedersach-
sen unterstützte sie mit Spenden. 
Ende März 2010 gelang es Elvira G. dann end-
lich doch, mit ihren Kindern zurück nach

Deutschland zu kommen. Der Landkreis Wol-
fenbüttel erteilte ihr eine Betretenserlaubnis
und gestattete Elvira damit den vorübergehen-
den Aufenthalt, um ihre erkrankte Mutter zu
besuchen. Nachdem es, auch mit Unterstützung
des Roma-Projektes, gelungen war, die Regi-
strierung der Kinder und die Ausstellung von
Pässen auch ohne die Zustimmung des Vaters
zu ermöglichen, erhielt die kleine Familie auch
das erforderliche Visum von der deutschen Bot-
schaft in Pristina.
In Wolfenbüttel angekommen stellte Elvira G.
einen Asylfolgeantrag, um doch noch ein dauer-
haftes Aufenthaltsrecht in Deutschland zu
erhalten. Im Februar 2011 stellte das BAMF ein
Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Auf-
enthG für Elvira G. fest, da die alleinerziehende
Mutter im Kosovo keine Möglichkeit hatte, ihr
Überleben zu sichern.

4.1.3 Servete, Ibrahim und Kujtim D. aus
Borken 

Frau Servete D. wurde im Dezember 2009 mit
ihren beiden Söhnen Ibrahim und Kujtim in den
Kosovo abgeschoben. Frau D. lebte seit 1991 in
Deutschland, beide Söhne wurden hier geboren.
2007 verstarb Herr D., der Ehemann und Vater,
welcher in Deutschland begraben wurde. 
Noch kurz vor der Abschiebung wurde ver-
sucht, durch Eilanträge beim Verwaltungsge-
richt die Abschiebung auf Grund der gesund-
heitlichen Situation von Frau D. zu stoppen.
Das Gericht sah aber keine ausreichende
Gefährdung gegeben, um die Abschiebung aus-
zusetzen.  
Nach der Abschiebung klagte Frau D. weiter
über Herzschmerzen, ihre Söhne berichteten,
dass sie regelmäßig in Ohnmacht fiel. Ein ent-
fernter Verwandter, der die Familie kurz nach
der Abschiebung traf, berichtete, dass Frau D.
kaum ansprechbar war und offenbar einen Ner-
venzusammenbruch erlitten hatte.   
Im Kosovo lebte die Familie nach der Abschie-
bung im Haus der Schwester von Frau D. Dort
teilte sie sich zwei Zimmer mit deren achtköp-
figer Familie. URA 2, das Rückkehrprojekt des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge,
gewährte zwar für sechs Monate einen monatli-
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sten aber auch keine langfristige Perspektive
bieten. Da Frau D. aus gesundheitlichen Grün-
den nicht arbeitsfähig war, und die beiden
Söhne minderjährig waren und kaum albanisch
sprachen, bestand keine Möglichkeit einer
Jobvermittlung. 
Im Mai 2010 brach unser Kontakt zu Fami-
lie D. ab. Sie waren telefonisch nicht mehr
erreichbar, und von Nachbarn erfuhren wir,
dass alle drei den Kosovo verlassen hätten.
Im Dezember 2010 meldete sich plötzlich
Ibrahim beim Roma-Projekt. Er und sein
Bruder Kujtim waren illegal nach Deutsch-
land eingereist. Sie hatten den langen und
nicht ungefährlichen Weg aus dem Kosovo
auf sich genommen, weil sie sich ein Leben
im Kosovo auf Dauer nicht vorstellen konn-
ten und sie Deutschland als ihr Zuhause emp-
finden. Angekommen sind sie allein, den Kon-
takt zu ihrer Mutter haben sie auf der Flucht
verloren. 
Jetzt sind sie erst einmal erleichtert, wieder in
Deutschland zu sein. Hier läuft immer noch ein
Gerichtsverfahren gegen die Ablehnung eines
Asylfolgeantrages von Frau D., Ibrahim und
Kujtim. Die drei waren 2009 trotz des schwe-
benden Verfahrens abgeschoben worden, da die
Klage keine aufschiebende Wirkung hatte. 

4.1.4 Familie B. aus dem Landkreis Borken

Familie B. wurde im Dezember 2009 nach 20
Jahren Aufenthalt aus Deutschland abgescho-
ben.
Ismet B. (31), seine Frau Sutkije (38) und 6
Kinder zwischen 2,5 Monaten und 13 Jahren

leben jetzt in Ðakovica im Haus der Eltern von
Sutkije B., mit denen sich die Familie 3 Zimmer
teilt. Da das Haus in einem schlechten baulichen
Zustand ist, wurde die Familie vom Projekt

URA 2 mit Fenstern und Türen für die Renovie-
rung unterstützt. Darüber hinaus wurde von
URA 2 für einige Monate ein Mietzuschuss
sowie ein einmaliger Lebensmittelzuschuss und
ein Zuschuss für Einrichtungskosten gewährt. 
Einen Job hat Herr B. trotz der zugesagten
Unterstützung durch das URA 2 Projekt nicht
finden können. Da bisher auch keine Sozialhilfe
bewilligt wurde, hat die Familie keinerlei Ein-
kommen, keines der Familienmitglieder ist
krankenversichert. 
Die Kinder der Familie B. gehen seit der
Abschiebung nicht mehr zur Schule, da sie für
die Anmeldung ihre Schulzeugnisse aus
Deutschland bräuchten. Auch sprechen die Kin-
der hauptsächlich Deutsch, so dass es ihnen
schwer fallen würde, in der Schule im Kosovo
Anschluss zu finden. Es ist daher zu befürchten,
dass die Kinder der Familie B. zu der großen
Gruppe gehören werden, die nach der Studie von
Unicef ihre Schulausbildung im Kosovo nicht
fortsetzen können und deren Integrationschan-
cen daher als sehr schlecht zu bewerten sind. 
In Deutschland hätten sie eine Zukunft und mit
der angekündigten Bleiberechtsregelung für
Kinder und Jugendliche vielleicht sogar eine
Aufenthaltsperspektive gehabt. Im Kosovo wer-
den sie auf Dauer zur Masse der Verarmten und
Ausgegrenzten gehören. 
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Im April 2011 hat das VG Münster das BAMF
zur Feststellung von Abschiebehindernissen
nach §60 Abs.7 AufenthaltG zu Gunsten von
Ibrahim und Kujtim verpflichtet. Das VG kam
abschließend zur Einschätzung, “dass die Klä-
ger bei einer Rückkehr in den Kosovo in eine
vollkommen ungewisse Situation geraten wür-
den, in der weder die Unterbringung noch ihre
Gesundheitsvorsorge und erst recht nicht ihr
Existenzminimum als gesichert angesehen
werden kann”.



4.1.5 Serdana B. aus dem Emsland

Serdana B. wurde im September 2009 als Sech-
zehnjährige aus dem Landkreis Emsland in den
Kosovo abgeschoben. 
Im April 2008 flüchtete sie ohne ihre Eltern auf-
grund von geschlechtsspezifischer Verfolgung
aus ihrer Heimat und lebte hier in der Familie
einer Stiefschwester ihrer Mutter. Serdanas Asy-
lantrag wurde schnell abgelehnt,  weil bei einer
Anhörung nicht sie selbst, sondern nur ein Mit-
arbeiter des Jugendamts des Landkreises Ems-
land als gesetzlicher Vertreter erschien. Dieser
erklärte vor dem Bundesamt, ohne überhaupt ein
Wort mit Serdana über ihre Fluchtgründe
gewechselt zu haben, Serdana sei nur gekom-
men, um in Deutschland zu heiraten. 
Am 28. September 2009 um 5:00 Uhr morgens
erschien die Polizei bei den Pflegeeltern und
brachte Serdana zum Flughafen nach Düssel-
dorf. Ein Eilantrag gegen die Abschiebung der
unbegleiteten Minderjährigen blieb erfolglos,
vor allem weil der Verfahrenspfleger sich wei-
gerte, der von den Pflegeeltern beauftragten
Rechtsanwältin eine Vollmacht zu erteilen.
Auch der Hinweis darauf, dass Serdanas Eltern
zwischenzeitlich nach Belgien geflüchtet seien
und sie im Kosovo vollkommen allein wäre,
konnte den Landkreis Emsland nicht umstim-
men. Dort berief man sich auf einen veralteten
Eintrag im kosovarischen Melderegister, um zu
belegen, dass Serdanas Eltern sich dort aufhiel-
ten - eigene Nachforschungen wurden  nicht für
notwendig gehalten. 
Am Flughafen in Pristina wurde Serdana dann
von einem eiligst informierten Bruder der Pfle-
gemutter abgeholt, der mit seiner Familie in
Subotica im Norden Serbiens lebt. Diese Fami-
lie kümmerte sich aufopfernd um Serdana,
hatte aber kaum die finanziellen Mittel, um sie
zu versorgen. Das Ehepaar hat selbst sechs min-
derjährige Kinder, und der Stiefonkel hielt seine
Familie mit Gelegenheitsarbeiten wie dem Sam-
meln und Verkaufen von Altmetall oder Brenn-
holz über Wasser. 
Die Abschiebung rief in Serdana Erinnerungen
an traumatische Erlebnisse im Kosovo aus ihrer
Vergangenheit wach und ihre psychische Situa-
tion verschlechterte sich rapide. Sie lebte
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zurückgezogen und war kaum ansprechbar, hatte
Alpträume und Depressionen. Zweimal versuch-
te sie, sich umzubringen. Mehrfach meldete sich
der Bruder der Pflegemutter verzweifelt beim
Flüchtlingsrat Niedersachsen und erklärte, er
mache sich Sorgen um das Mädchen und könne
für sie keine Verantwortung übernehmen.
Im Januar 2010 ergab sich dann eine Möglich-
keit für Serdana, auf illegalem Wege wieder
nach Deutschland einzureisen. Aller Risiken
zum Trotz entschloss sie sich sofort, diese Reise
zu machen und zurück zu ihren Pflegeeltern zu
fliehen. 
Sie wurde vom Flüchtlingsrat Niedersachsen in
ihrem Asylfolgeverfahren unterstützt und hat
jetzt eine Aufenthaltserlaubnis.

4.1.6 Familie Q. aus dem Landkreis Borken

Familie Q., Eltern und drei Kinder von 10 bis 14
Jahren, wurden im Dezember 2009 aus dem
Landkreis Borken abgeschoben. Dort lebten sie
18 Jahre lang und dort wurden die Kinder gebo-
ren. 

Den Kosovo kennen also nur die Eltern, für die
Kinder ist es eine Abschiebung in ein fremdes
Land. Sie sprechen kaum Albanisch und können
sich nicht einmal mit den Nachbarn verständi-
gen, geschweige denn, den Anschluss in einer
Schule finden. Erschwerend kommt dabei hinzu,
dass die Kinder an Lernbehinderungen leiden
und in Deutschland eine Förderschule besuch-
ten. Im Kosovo gibt es weder Förderschulen
noch besondere Programme für Rückkehrerkin-



der, daher gehen die Kinder nicht mehr zur
Schule. 
Nach ihrer Abschiebung in den Kosovo haben
sie früh den Kontakt zum URA 2 Projekt herge-
stellt und von Dezember 2009 bis Mai 2010
Unterstützung erhalten. Sie wurden bei der
Suche nach einer Wohnung unterstützt und
konnten ein Haus mieten. Dieses gehörte einer
Roma-Familie, die sich noch in Deutschland
aufhielt. Familie Q. erhielt neben der monatli-
chen Miete einen einmaligen Lebensmittelzu-
schuss sowie einen einmaligen Zuschuss für
Einrichtungskosten. 
Trotz der Unterstützung durch URA 2 war es
Herrn Q. nicht möglich, eine Arbeitsstelle zu
finden. In einem Telefonat mit dem Roma-Pro-
jekt erzählte der 13jährige Sohn, dass er sich
nicht allein aus dem Haus traue, weil er von
albanischen Jugendlichen geschlagen worden
sei. 
Nach dem Auslaufen der Förderung durch das
URA 2 Projekt hat die Familie heute keinerlei
Einkommen mehr. Familie Q. hat einen Antrag
auf Sozialhilfe gestellt, der aber abgelehnt
wurde. Sie können die Miete nicht mehr bezah-
len und werden die Wohnung nicht mehr lange
halten können. Auch haben sie inzwischen
Schulden von über 2.000 € für Strom und Was-
ser. 

4.1.7 Frau Fekrije T. aus Bad Wildungen

Frau T. lebte 20 Jahre lang in
Deutschland. Sie kam als
Flüchtling aus dem Kosovo,
als die Diskriminierung
gegen Albaner durch das
Regime von Slobodan Milo-
sevic auch immer mehr
Roma mit albanischen
Namen das Leben unerträg-
lich machte.
Ihre Familie kam ebenfalls
nach Bad Wildungen. Dort
wuchsen die Kinder von
Frau T. auf, einige ihrer
Söhne und Töchter leben
dort noch heute mit ihren Kindern. Frau T. hat
ihre Kinder und Enkelkinder seit über einem

Jahr nicht mehr gesehen, seit sie am 13.10.2009
in den Kosovo abgeschoben wurde. 
Die damals 58jährige alleinstehende Frau wurde
allein abgeschoben. Die meisten ihrer Kinder
hatten eine Aufenthaltserlaubnis. Da sie sich und
ihre Familien ohne Sozialleistungen ernähren
konnten, durften sie in Deutschland bleiben.
Zwei Söhne, drei Töchter und dreizehn Enkel-
kinder von Frau T. leben in Deutschland. 
Doch für Frau T., die an Diabetes und Bluthoch-
druck litt und mit ihren 58 Jahren sicherlich
keine Erwerbssperspektive mehr hatte, hatten
die deutschen Behörden keine Verwendung
mehr. So wurde sie zu einer der vielen Alten und
Kranken, die 2009 und 2010 in den Kosovo
abgeschoben wurden. 
Die Abschiebung trifft Frau T. völlig unvorbe-
reitet. Plötzlich steht die Polizei vor der Tür,
man bringt sie zum Flughafen und Stunden spä-
ter ist sie bereits in Pristina. Dort hat sie nieman-
den, der auf sie wartet oder bei dem sie wohnen
könnte. Sie wird für ein paar Tage im Hotel Avi-
ano untergebracht, dem Hotel nahe des Flugha-
fens, in dem die kosovarische Regierung für bis
zu sieben Tage diejenigen Rückkehrer "parkt",
die kein Zuhause haben. 
Auf dem deutschen Reisedokument, das nur für
ihre Abschiebung gültig ist, ist eine Meldeadres-
se in Vucitrn im Kosovo eingetragen. Die Adres-
se, an der sie vor 20 Jahren einmal gewohnt hat,
und unter der sie offenbar immer noch gemeldet  
ist, hat den Behörden ausgereicht, um eine kran-

ke Frau allein in
den Kosovo ab-
zuschieben. 
Im Hotel Aviano
findet Frau T.
jemanden, der
sich aus Mitleid
bereit erklärt, sie
nach Serbien zu
fahren. Dort, in
der Kleinstadt
Zajecar nahe der
r u m ä n i s c h e n
Grenze, lebt seit
August 2009 ihr

31jähriger Sohn Armend. Er war "freiwillig"
nach Serbien zurückgekehrt, nachdem eine Ab- 
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schiebung unausweichlich schien. Armend T.
ging nach Zajecar, weil dort eine Roma-Familie
lebt, mit der Familie T. schon in Bad Wildungen
befreundet war und die schon 2004 zurück nach
Serbien mussten. 
Nun lebt Fekrije T. mit ihrem Sohn Armend in
einer kleinen Wohnung in Serbien, die sie für
100,- € im Monat gemietet haben. Die Miete
können sie selbst nicht bezahlen, sie sind auf die
unregelmäßige Unterstützung durch die in
Deutschland verbliebenen Kinder von Frau T
und Spenden der Diakonie in Waldeck-Franken-
berg angewiesen. Sozialhilfe gibt es für Frau T.
in Serbien nicht, da sie dort nicht registriert ist. 
Und Armend konnte bisher keine Arbeit finden.
Die Arbeitslosigkeit ist hoch in Serbien, Roma
sind auf dem Arbeitsmarkt besonders benach-
teiligt, und Armend  spricht nicht einmal ser-
bisch.
Im Januar 2010 brach Frau T. mit Atemnot und
Herzproblemen zusammen. Armend brachte
sie ins Krankenhaus, wo ein EKG durchge-
führt und sie medikamentös behandelt wurde.
Doch noch am gleichen Tag musste Frau T.
gegen die ärztliche Empfehlung das Kranken-
haus wieder verlassen - ohne Registrierung ist
sie in Serbien nicht krankenversichert, und für
die Weiterbehandlung fehlte das Geld. Im
Winter 2010 kam Frau T. erneut ins Kranken-
haus. Sie brach zusammen, nachdem sie für
einige Zeit kein Insulin bekommen hatte. 
Armend T. schläft nachts schlecht, er wacht
oft auf und schaut nach seiner Mutter. Tagsü-
ber geht er kaum aus dem Haus, aus Angst, sie
könne in seiner Abwesenheit zusammenbre-
chen. Die Gefahr besteht jederzeit, besonders
da ihr Insulinvorrat fast aufgebraucht ist und
die Medikamente, die sie in Deutschland regel-
mäßig bekommen hat, in Serbien nicht verfüg-
bar sind. Die Einstellung auf neue Medikamente
würde aber Arztbesuche erfordern, die sie sich
nicht leisten kann. 
Armend T. hat noch eine weitere Sorge, die er
uns verzweifelt mitteilt: "Wenn meine Mutter
stirbt, kann ich nicht einmal die Beerdigung
bezahlen."  

4.2 Abgeschoben nach Serbien

4.2.1 Aslan, Hamit und Tafil in Novi Sad

Die Brüder Aslan, Hamit und Tafil haben wir
bei Recherchen vor Ort in Novi Sad getroffen.
Sie leben in einem kleinen Haus in einer irre-
gulären Roma-Siedlung, das sie durch Spenden
von Unterstützern aus Bielefeld erwerben konn-
ten. Vor Ort werden die Brüder vom Roma-Pro-
jekt des Ökumenischen Hilfswerks (Ekumenska
humanitarna organizacija / EHO) unterstützt,
das aber auch nur stark begrenzte Mittel zur
Verfügung hat und vor allem rechtliche Bera-
tung und Hilfe bei der Registrierung anbieten
kann. 

Aslan kehrte im Mai 2006 "freiwillig" nach Ser-
bien zurück, um eine Abschiebung zu vermei-
den. Er ging nach Novi Sad, weil er dort eine
Tante hatte. Die einzige Unterstützung, die er
von der Familie bekommen konnte, war die
Registrierung seines Wohnsitzes auf deren
Adresse, so dass er eine serbische "Licna Karta"
(26)  erhalten konnte. Er sprach bei seiner
Rückkehr kein Serbisch und hatte keine Mög-
lichkeit, eine reguläre Arbeit zu finden. Er lebte
vor allem vom Sammeln von Altpapier. Die bis 
zu 40kg, die er pro Tag sammelte, brachten ihm

Abgeschoben nach Serbien

25



26

ca. 1,25 € ein. Wenn er es sich leisten konnte,
kaufte er sich Brot und Ketchup, doch oft aß er
aus der Mülltonne. 
Im April 2008 wurde dann sein Bruder Hamit
nach Serbien abgeschoben. Die Abschiebung
wurde durchgesetzt, obwohl die Unterstützer-
gruppe in Bielefeld die Behörden über die
Situation des bereits in Novi Sad lebenden Bru-
ders informierte. Auch Hamit sprach kein Ser-
bisch. Da er seinen Wohnsitz auch nicht bei sei-
ner Tante anmelden konnte (27),
erhielt er keine Licna Karta und hatte
damit nicht einmal theoretisch die
Möglichkeit, eine reguläre Arbeit
aufzunehmen oder Sozialhilfe zu
erhalten. 
Kurze Zeit später wurde der dritte
Bruder Tafil in den Kosovo abge-
schoben. Er hatte dort keine Ver-
wandten, keine Unterkunft und kein-
erlei Einkommen. Hamit holte ihn
daher nach Novi Sad, wo die drei
dann das mit Spendengeldern
gekaufte Haus bezogen. Heute leben
die drei Brüder von Tagelohnarbei-
ten, vor allem dem Entladen von
LKWs auf dem Großmarkt, und gelegentlichen
Überweisungen ihrer Eltern, die noch in
Deutschland leben. Hamit und Tafil sind immer
noch nicht registriert, da das Haus in der Roma-
Siedlung keine legale Adresse ist. Damit sind
sie auch nicht krankenversichert. Bei unserem
Besuch klagte Hamit über starke Zahnschmer-
zen, die er nur mit einem frei verkäuflichen
Schmerzmittel behandeln konnte, da der Zahn-
arztbesuch ihn 20,- € kosten würde - Geld, das
die Brüder für Lebensmittel dringender benöti-
gen.

4.2.2 Familie L. in Zajecar

Familie L. kehrte 2004 "freiwillig" nach Serbi-
en zurück (um eine Abschiebung zu vermei-
den?). Zuvor lebten sie 13 Jahre im Landkreis
Waldeck-Frankenberg in Nordhessen. Frau L.
lebt mit ihren drei Kindern (17, 19 und 20 Jahre
alt)  in einem baufälligen Haus in Zajecar, nahe
der Grenze zu Bulgarien. Der Ehemann hat die
Familie kurz nach der Rückkehr verlassen,

weder Frau L. noch die Kinder haben ein regel-
mäßiges Einkommen. Obwohl die Familie
ursprünglich aus der Umgebung von Zajecar
stammt, haben sie keine gültigen Papiere, da sie
sich die Registrierung nicht leisten können. Die
jüngste Tochter hat noch ihre Geburtsurkunde
aus Deutschland, Frau L. einen alten jugoslawi-
schen Reisepass. 
Das Haus, das die Familie für 50,- € gemietet
hat, ist in einem katastrophalen Zustand. Alle

Wände sind feucht und es schimmelt in allen
Ecken. Der Strom ist abgeschaltet, da die Fami-
lie die Rechnungen nicht bezahlen kann. Im
Keller, der bei Regen fast kniehoch überflutet
ist, gibt es ein Badezimmer, in dem nur der
Wasserhahn an der Badewanne funktioniert.
Die Fensterscheibe im Wohnzimmer ist kaputt,
eingeworfen von serbischen Nachbarn. 
Weder Frau L. noch ihre Kinder, die in Deutsch-
land alle zur Schule gegangen sind, haben in
Serbien irgendeine Perspektive. In der Klein-
stadt Zajecar gibt es selbst für die serbische
Bevölkerung nicht genug Arbeit, Jobs oder
Unterstützung, für die Roma gibt es keine. 
Der Familie fehlt es regelmäßig an Geld für
Essen, Medikamente und Brennholz. Da sie
auch nicht genug Geld haben, um die Miete
regelmäßig zu bezahlen, sind sie ständig von
Obdachlosigkeit bedroht.
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4.2.3 Familie N. in Belgrad 

Familie N. wurde 2003 nach 15 Jah-
ren Aufenthalt in Nordrhein-Westfa-
len nach Serbien abgeschoben. Die
Familie ging zuerst nach Vranje in
Südserbien, wo der Vater von Herrn
N. vor der Flucht nach Deutschland
ein Haus hatte. Sie fanden das Haus
aber zerstört vor und bekamen, trotz
mehrfacher Anfragen, keine Mittel
zum Wiederaufbau. 
Weil sie ohne Unterkunft und Ein-
kommen in Vranje keine Überlebens-
möglichkeit hatte, ging die Familie
dann nach Belgrad. Dort bauten sie sich eine
Baracke in einer irregulären Roma-Siedlung im
Stadtteil Vidikovac, wo sie nun seit sieben Jah-
ren leben. 
Die Siedlung verfügt weder über Anschluss an
die Kanalisation noch Trinkwasser. Strom für
die Beleuchtung der Baracken wird illegal von
einer nahen Straßenlaterne abgezapft. Die
Bewohner der Siedlung, viele von ihnen eben-
falls aus Deutschland abgeschoben oder "frei-
willig" zurückgekehrt, leben hauptsächlich vom
Sammeln und Verkaufen von Altpapier und Alt-
metall. 
Die drei Kinder von Familie N. gehen, wie die
anderen Kinder in der Siedlung, nicht zur Schu-
le. Die älteste Tochter, bei der Abschiebung
gerade 15 Jahre alt, musste ihre in Deutschland
begonnene Schulausbildung abbrechen, da sie
nicht genug Serbisch sprach und auch nicht über
die zur Anmeldung in der Schule erforderlichen
Dokumente verfügte. Für die jüngeren Kinder
fehlen ebenfalls die notwendigen Papiere.
Außerdem berichten Kinder aus der Siedlung,
dass sie aus Angst nicht zur Schule gehen wür-
den - da es keine Möglichkeit gibt, die Wäsche
zu waschen, werden sie mit ihrer schmutzigen
Kleidung oft als "Zigeunerkinder" beschimpft
und ausgegrenzt.  
Herr N. versucht weiterhin mit Briefen an die
Stadtverwaltung von Vranje den Wiederaufbau
des Hauses seines Vaters zu erreichen, bisher
aber ohne Erfolg.  

4.2.4 Milorad J. in Belgrad 

Ebenfalls in der Roma-Siedlung in Vidikovac
treffen wir auf Milorad J., der von 1992 bis
2003 mit seiner Familie in Mönchengladbach
lebte. 2003 kehrte er "freiwillig" nach Serbien
zurück - auch weil er den Darstellungen der
Ausländerbehörde glaubte, in Serbien werde er
Arbeit und eine Wohnung finden und sich ein
normales Leben aufbauen können. 
Heute lebt er mit seiner Ehefrau in einer
Baracke, die er aus Müll gebaut hat, und lebt
vom Sammeln von Altpapier. Diese Tätigkeit,
der er zusammen mit seiner Frau nachgeht,
beschreibt er als mühsam und gefährlich. Die
beiden durchsuchen die Abfallcontainer, die vor
den großen Mietshäusern an der Straße stehen,
nach Altpapier. Dieses verkaufen sie dann für 2
Dinar (28) pro Kilo an eine Firma, die daraus
unter anderem Getränkeverpackungen für den
europäischen Markt herstellt. Bei der Arbeit
sind sie schon häufiger von nationalistischen
Serben als "Scheiß-Zigeuner" beschimpft und
bedroht worden, so dass sie ihre Ausbeute
zurücklassen und weglaufen mussten. 
Seine Situation beschreibt Milorad J. als abso-
lut hoffnungslos, er sieht für sich und seine Frau
keine Perspektive auf ein besseres Leben und
fühlt sich von den deutschen Behörden, die ihn
zur Rückkehr überredeten, belogen. 
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4.3 Geflüchtet aus dem Kosovo

Familie B.

Familie B. ist im Juni 2010 aus dem Kosovo
geflüchtet. Ihre Geschichte zeigt, dass die Nach-
wirkungen des Kosovo-Krieges noch heute zu
einer realen Gefährdung für Roma im Kosovo
führen können. 
Herr und Frau B. lernten sich in Montenegro
kennen. Dorthin waren sie beide, wie viele ande-
re Roma, während des Kosovo-Krieges geflüch-
tet. 2003 entschlossen sie sich, zurück in das
Heimatdorf von Herrn B. im Kosovo zu gehen.
Herr B. hoffte, dort seine Eltern und Geschwi-
ster wieder zu finden. 
Stattdessen wurde er von einigen albanischen
Nachbarn erkannt, mit denen er früher zur Schu-
le gegangen war. Da Herr B. mit 17 Jahren von
der serbischen Armee zwangsrekrutiert wurde,
sahen sie in ihm einen Verräter. Kurz nach seiner
Rückkehr in den Kosovo fingen sechs junge
Männer ihn auf dem Weg zum Einkaufen ab. Sie 
verprügelten ihn mit Baseballschlägern, steckten 
ihn bis zum Hals in einen Brunnen, beleidigten
und verhöhnten ihn. Später drohte ein Verwand-
ter der jungen Männer, der Polizist und Mitglied
des Gemeinderates war, sollte Herr B. den Vor-
fall melden, würden er und seine Familie ster-
ben. 

Das Ehepaar flüchtete dar-
aufhin erneut nach Monte-
negro, wo auch ihre Kinder
geboren wurden. Sie lebten
in einer Baracke, Herr B.
verdiente etwas Geld als
Holzfäller. Eines Tages
2007, Herr und Frau B.
waren gerade unterwegs,
um die Kinder aus dem
Kindergarten abzuholen,
hielt plötzlich ein Auto mit
kosovarischem Kennzei-
chen neben ihnen und ein
mit einem Messer bewaff-
neter Mann stieg aus und
griff Herrn B. an. Als Frau
B. sich schützend vor ihren

Mann stellte, stach der Angreifer zu und schlitz-
te ihr den Bauch auf. Noch heute hat Frau B.
eine ca. 20 cm lange Narbe. 
Einige Zeit nach diesem Angriff, den Frau B.
nur knapp überlebte, teilte die Polizei Herrn B.
mit, dass sie ihn und seine Familie nicht weiter
schützen könne. Familie B. ging darauf zurück
in den Kosovo, jedoch in den Heimatort des
Vaters von Herrn B., wo sie in Sicherheit zu
sein hofften. 
Nach einigen Monaten wurden sie aber auch
dort von ihren Verfolgern gefunden. Eines
Abends kamen vier maskierte und bewaffnete,
albanisch sprechende Männer, die die Tür auf-
traten. Sie fesselten Herrn B. und vergewaltig-
ten seine Frau vor seinen und den Augen der
Kinder. Sie bedrohten Frau B., wenn sie schrei-
en würde, würden sie ihre Familie töten. Herrn
B. drohten sie, sie würden ihn überallhin verfol-
gen. 
Dies war der Auslöser für die Familie, den
Kosovo endgültig zu verlassen und nach
Deutschland zu flüchten, wo ein Bruder von
Frau B. lebt. Die Familie befindet sich zur Zeit
im Asylverfahren.
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4.4 Geflüchtet aus Serbien

4.4.1 Familie A. aus Belgrad

Das Ehepaar A. kam im Sommer 2010 mit fünf
Töchtern nach Deutschland. Sie flüchteten aus
einer Elendssiedlung in Belgrad, wo sie zusam-
men mit den Eltern von Herrn A. in einer selbst
gezimmerten Baracke
von etwa 12m² lebten. 
Deutschland ist der
Familie nicht fremd. Im
Gegenteil, für Mira A.
und ihren Mann ist es
das einzige Land, in dem
sie sich je zuhause
gefühlt haben. Denn sie
sind beide in Nordrhein-
Westfalen aufgewach-
sen, als Kinder kamen
sie mit ihren Familien
schon einmal als Flücht-
linge nach Deutschland.
Hier lernten sie sich
kennen, auch zwei ihrer
Töchter wurden in
Deutschland geboren. 
Nach 18 Jahren Aufent-
halt kehrten sie 2003
nach Serbien zurück.
Die "freiwillige Rück-
kehr" empfanden sie als
Abschiebung. Nur auf
Druck der Ausländer-
behörde erklärten sie sich bereit, in ein Land
auszureisen, das sie schon als Kinder verlassen
hatten und selbst kaum kannten. 
In Serbien lebten sie sieben Jahre lang in einer
Baracken-Siedlung im Belgrader Stadtteil Vidi-
kovac, zusammen mit ungefähr 30 anderen
Roma-Familien. Im Gegensatz zu einigen ande-
ren Familien waren sie immerhin registriert,
zeitweise bekamen sie sogar Sozialhilfe. Die
umgerechnet ca. 50,- € im Monat, die der sie-
benköpfigen Familie ausgezahlt wurden, reich-
ten aber bei Weitem nicht aus, um das Überle-
ben der Familie zu sichern. Sie waren weiterhin
darauf angewiesen, Müll zu sammeln und Alt-
metall und -papier zu verkaufen.

Als die Stadtverwaltung im Frühjahr begann,
einen Teil der Siedlung zu räumen und die
Baracken einfach abzureißen, beantragte Fami-
lie A. Reisepässe. Denn inzwischen war es mög-
lich geworden,  mit serbischen Pässen visafrei
in die EU einzureisen. Als dann im Sommer
auch ihre Baracke abgerissen werden sollte, sah
Familie A. keinen anderen Ausweg mehr, als

nach Deutsch-
land zu kommen.  
Die nach der
erneuten Einrei-
se gestellten
Asylfolgeanträge
wurden aller-
dings schnell
abgelehnt. Die
Familie befindet
sich jetzt im Kla-
geverfahren, die
Aussichten sind
aber nicht gut, da
die Diskriminie-
rung der Roma in
Serbien hier
nicht als asylre-
levant anerkannt
wird. 

4.4.2 Familie T.
aus Nis

Familie T. ist im
August 2010 aus

Serbien nach Deutschland geflüchtet, nachdem
die Familie mehrfach bedroht und Herr T. auf
offener Straße angegriffen wurde. 
Herr T. engagierte sich in seiner Heimatstadt Nis
in einer Roma-Organisation. Er half anderen
Roma mit dem Ausfüllen von Anträgen und
begleitete sie bei Behördengängen. So verhalf er
vielen Familien zu Leistungen, die ihnen zustan-
den, aber von den serbischen Ämtern nicht
gewährt wurden.
Dass Herr T. sich so für die Rechte der Roma
engagierte, lag indes daran, dass er selbst die
Diskriminierung seiner ethnischen Gruppe
gegenüber erleben musste. Bis Anfang 2008
arbeitete er zweieinhalb Jahre lang als Schlos-
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sergehilfe in einer serbischen Firma. Dann traf
ihn einmal die Ehefrau des Chefs in der Firma
an und beschwerte sich bei ihrem Mann, wie
dieser einen "Zigeuner" beschäftigen könne.
Herrn T. wurde daraufhin gekündigt. Als er sein
"Arbeitsbuch" (29) zurück bekam, musste er
feststellen, dass es darin für die gesamten zwei-
einhalb Jahre keine Eintragungen gab. Der Chef,
der Herrn T. immer in bar bezahlte, hatte diesen
offensichtlich unangemeldet beschäftigt und
keinerlei Sozialversicherungsbeiträge bezahlt,
so dass Herr T. nun auch keinerlei Ansprüche
auf Arbeitslosenhilfe hatte. 
Nach dieser Erfahrung wollte Herr T. mit seiner
ehrenamtlichen Tätigkeit helfen, die Diskrimi-
nierung der Roma in Serbien zu bekämpfen und

diejenigen unterstützen, die darunter zu leiden
haben. Damit machte er sich allerdings auch
Feinde.
Im März 2010 erhielt er das erste Mal einen
Drohanruf. Er wurde aufgefordert, mit seiner
Arbeit für die Roma aufzuhören, sonst würde
seiner Familie etwas zustoßen. Am nächsten Tag
ging Herr T. zur Polizei, um den Vorfall zu mel-
den. Doch auf der Polizeiwache wurde ihm

gesagt, er solle bloß abhauen. Als er darauf
beharrte, eine Anzeige zu erstatten, wurde ihm
von den Polizisten gedroht, sie würden ihn mit
in den Keller nehmen und verprügeln, wenn er
nicht verschwände. 
Herr T. verließ das Polizeirevier, ohne Anzeige
erstattet zu haben. Kurz nachdem er wieder zu
Hause war, bekam er auch schon den nächsten
Drohanruf. Der Anrufer hatte schon erfahren,
dass Herr T. bei der Polizei war und keine
Anzeige stellen konnte. Herr T. könnte ihm
nichts anhaben, teilte er mit und bedrohte ihn
erneut, seine Tätigkeit bei der Roma-Organisa-
tion aufzugeben. 
Anfang April wurden dann die Fenster des Hau-
ses der Familie T. mit Steinen eingeworfen.
Mehrere Männer versuchten, durch die Tür ins

Haus einzudringen, doch Herr T. verbarrika-
dierte die Tür mit einer Kommode. Frau T.
und der kleine Sohn versteckten sich unter
dem Tisch, während Herr T. die Polizei
anrief. Diese teilte ihm aber mit, die Bedro-
hung durch die Fremden vor seiner Tür sei
ein "privates Problem", man könne ihm nicht
helfen. Es wurde keine Hilfe geschickt. Nach
einiger Zeit ließen die Männer von der Tür ab
und verschwanden. 
Am nächsten Tag verließ Herr T. das Haus,
um nach einer anderen Bleibe für seine Fami-
lie zu suchen. Auf der Straße wurde er schon
nach kurzer Zeit von mehreren bewaffneten
Männern angegriffen. Sie schlugen mit Base-
ballschlägern und einem Eisenrohr auf ihn
ein. Dann stieß einer mit einem Messer nach
seinem Hals, den er gerade noch mit seinem
Arm schützen konnte. 
Auf der anderen Straßenseite hatte Herr T.
einen Polizisten stehen gesehen. Anstatt ihm
zu helfen, ging dieser aber einfach weg. Herr
T. nahm seine ganze Kraft zusammen, schlug

einen der Männer nieder und lief weg. Ein hilfs-
bereiter Mann nahm ihn dann im Auto mit und
fuhr ihn nach Hause. Herr T. holte nur seine
Familie, dann fuhr der Mann sie ins Kranken-
haus. Die Verletzungen von Herrn T. wurden
dort behandelt, von der Schnittwunde am Arm
trägt er immer noch eine Narbe. 
Obwohl die Familie T. nach diesem Vorfall in
einen anderen Ort zog und Herr T. nicht mehr
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für die Roma-Organisation arbeitete, erhielt er
im August erneut einen Drohanruf. "Glaubst du,
wir wissen nicht, wo du bist, Zigeuner?", sagte
die Stimme am Telefon. Der Anrufer sagte, sie
würden zu Herrn T. nach Hause kommen und
seine Familie umbringen. 
Nach diesem Anruf entschloss sich die Familie,
Serbien zu verlassen. Sie verkauften den Hoch-
zeitsschmuck von Frau T., um Busfahrkarten
nach Deutschland zu kaufen, wo einige Ver-
wandte von Frau T. leben. 
Mit der Hilfe lokaler Unterstützer stellten sie
Asylanträge und hoffen nun darauf, in Deutsch-
land dauerhaft Schutz zu finden.

4.4.3 Familie K. aus der Vojvodina

Familie K., Eltern und drei minderjährige Kin-
der, sind im April 2010 nach Deutschland
gekommen. In Serbien lebten sie in einem Dorf
nahe der Stadt Vrsac in der Vojvodina
(Nordserbien).
Bis 2007 lebte die Familie dort in
einem kleinen Haus, das Herr K. von
seinen Großeltern geerbt hatte. Dann
wurde das Haus, zusammen mit den
Häusern von sechs anderen Familien
in derselben Straße, im Rahmen einer
Zwangsräumung abgerissen. Wie viele
Roma-Familien besaß auch Familie K.
keine Papiere für ihr Haus, die Großel-
tern hatten es ohne Genehmigung
errichtet.
Als der Räumtrupp mit schwerem
Gerät vor der Tür stand, wurde der
Familie keine Zeit gelassen, ihren
Besitz zusammen zu packen. Sie stan-
den plötzlich auf der Straße, nur mit
dem, was sie am Leibe hatten. 
Gemeinsam mit anderen von der Räu-
mung betroffenen Familien zogen sie
auf das Gelände einer Mülldeponie am
Rand des Ortes und bauten sich dort
Hütten aus dem, was sie im Müll fin-
den konnten. Auch das Essen war
knapp, Herr K. ging tagsüber auf Fel-
dern arbeiten um etwas Geld zu ver-
dienen, im Winter bekamen sie eine
geringe Sozialhilfe von ungefähr 70,-

im Monat. Von dem Geld konnten sie sich
manchmal nicht genug Lebensmittel kaufen,
dann bekamen nur die Kinder etwas zu essen.
Auf dieser Deponie lebten sie insgesamt drei
Jahre, bis zu ihrer Flucht nach Deutschland. 
Die sozialen und hygienischen Bedingungen des
Lebens auf der Deponie und die Diskriminie-
rung gegenüber den Roma führten auch dazu,
dass die Kinder der Familie ihre Schulausbil-
dung abbrechen mussten. Die Eltern erklärten,
die Kinder würden sich schämen, mit ihrer
schmutzigen Kleidung in die Schule zu gehen.
Auf Grund der äußeren Erscheinung und des
Sprechens ihrer Muttersprache Romanes wür-
den sie in der Schule als "Zigeuner" beleidigt
und verprügelt. Die Eltern schickten die Kinde-
daraufhin nicht weiter zur Schule, weil sie nicht
wollten, dass sie dort als "Menschen zweiter
Klasse" behandelt werden.  
Auslöser ihrer Flucht waren aber nicht die

Geflüchtet aus Serbien

31

Zwangsräumung; Quelle: www.amnesty.at

Zwangsräumung; Quelle: www.roma-service.at



erbärmlichen Lebensumstände in der kleinen
Siedlung auf der Deponie. Sie wären dort
geblieben, wären da nicht die Skinheads gewe-
sen, die ihnen das Leben zur Hölle machten. 
Schon als sie noch mitten im Dorf lebten, kamen
die Skinheads manchmal und bedrohten oder
beschimpften sie. Seit die Familie aber auf der
Deponie lebte, kamen sie alle paar Tage. Mehre-
re kahlgeschorene Männer in Jeeps, die ihnen
drohten, sie zu töten, wenn sie nicht verschwin-
den würden. Sie sagten, man wolle in Serbien
keine "Zigeuner" haben.  
Mit der Zeit wurden die Übergriffe gewalttäti-
ger. Manchmal verprügelten sie Herrn K. mit
Knüppeln, mehrfach schlugen sie auch Frau K.
und die Kinder. Schließlich ging die Familie nur
noch zusammen zur Arbeit auf das Feld. Frau K.
und die Kinder sollten nicht mehr allein zu
Hause bleiben. 
Herr K. informierte die Polizei mehrfach über
die Angriffe und Bedrohungen durch die
Skinheads. Beim ersten Mal kamen noch Polizi-
sten und nahmen ihre Personalien auf. Als die
Familie keine Hilfe erhielt, die Angriffe weiter-
gingen und Herr K. erneut die Polizei rief, droh-
ten die Polizisten ihm. Wenn er noch mal anrie-
fe, würde er Probleme mit ihnen bekommen. 
Im April 2010 kam die
Familie auf die Deponie
zurück und fand ihre Hütte
niedergebrannt vor. Dar-
aufhin gingen sie nach
Vrsac, wo sie von anderen
Roma von einer Möglich-
keit erfuhren, nach
Deutschland zu gelangen.
Sie nutzten diese Möglich-
keit und stellten hier Asyl-
anträge. 
Ihre Anträge wurden inner-
halb von wenigen Wochen
abgelehnt. Ihr Schutzge-
such wurde als offensicht-
lich unbegründet bewertet.
Es gab Unstimmigkeiten
im Vorbringen der Eheleu-
te, besonders Frau K. habe
widersprüchliche Zeitan-
gaben zu den Vorgängen in

Serbien gemacht.
In der intensiven und zeitaufwendigen Aufar-
beitung des Falles durch engagierte Unterstüt-
zer vor Ort stellte sich jedoch heraus, dass Frau
K. durch die jahrelangen Übergriffe mit hoher
Wahrscheinlichkeit traumatisiert ist. Sie leidet
unter Angst- und Verfolgungszuständen,
Depressionen, Suizidgedanken und ist insge-
samt in einer bedenklichen psychischen Verfas-
sung. Darüber hinaus hat die Familie im Asyl-
verfahren nicht alles erzählt, da sie Angst hat-
ten, man könnte ihnen die Kinder wegnehmen
oder Frau K. in die geschlossene Psychiatrie
bringen. 
Diese neuen oder bisher nicht vorgebrachten
Tatsachen müssen nun im Klageverfahren ein-
gebracht werden und werden hoffentlich dazu
führen, dass die Entscheidung des Bundesamtes
für Migration und Flüchtlinge revidiert wird
und Familie K. in Deutschland Schutz erhält.

4.4.4 Familie U. aus einem Dorf bei Leskovac
(Südserbien)

Familie U. stammt aus einem Dorf zwischen
Leskovac und Nis. Das Ehepaar U. kam im
August 2010 mit vier Töchtern nach Deutsch-

land, nachdem sie in
ihrem Heimatdorf
von serbischen Natio-
nalisten bedroht und
angriffen worden
waren. 
Eigentlich hatte die
Familie nicht vor,
Serbien zu verlassen.
Obwohl Herr U. seine
Kindheit Anfang der
neunziger Jahre in
Deutschland ver-
bracht hat, bis er mit
seinen Eltern nach
Serbien zurückkehrte,
war er mit dem Leben
in Serbien lange Zeit
zufrieden. Nach sei-
ner Rückkehr im Jahr
1996 konnte er zwar
seine Schulausbil-
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dung nicht fortsetzen, aber er bekam eine Arbeit
und wurde als Maurer angelernt. In den folgen-
den Jahren arbeitete er in diesem Handwerk und
verbesserte seine Kenntnisse immer weiter.
Zuletzt war Herr U. hauptsächlich mit dem Bau
serbisch-orthodoxer Kirchen beschäftigt und
hatte sich in diesem Bereich spezialisiert.
Dadurch konnte er immer genug verdienen, um
seine Familie selbst in den Wintermonaten gut
zu versorgen. 
Die Diskriminierung, der die Roma in Serbien
ausgesetzt sind, bekam die Familie dennoch zu
spüren. So wurde die 9-jährige Tochter in der
Schule regelmäßig von serbischen Mitschüle-
rInnen beleidigt und herumgeschubst. Dies
führte dazu, dass sie aus Angst gar nicht mehr
zur Schule gehen wollte. 
Einige Monate vor der Flucht begann eine
Gruppe von serbischen Nationalisten die Roma
im Heimatdorf von Familie U. zu belästigen.
Sie bewarfen das Haus der Familie mehrfach
mit Steinen, Fenster gingen zu Bruch und die
Kinder bekamen Angst. Die Männer riefen auch
antiziganistische Parolen und drohten mit
Gewalt. 

Einmal fingen sie Frau U. beim Einkaufen ab,
griffen sie an und rissen ihr die Kleider vom
Leib. Nur durch das mutige Eingreifen einer
Passantin ließen die Angreifer von der jungen
Mutter ab. 
Wie sich - erst nach Abschluss des Asylverfah-
rens - in Beratungsgesprächen mit einer Mitar-
beiterin des Roma-Projektes herausstellte,
waren die Männer auch mehrfach in das Haus
der Familie eingedrungen, während Herr U. bei 
der Arbeit war. Frau U. war noch nicht in der
Lage zu erzählen, was genau bei diesen Über-
griffen passiert war. Nach fachärztlicher Ein-
schätzung ist sie durch die Erlebnisse traumati-
siert. Sie leidet unter Angstzuständen, Schlaf-
störungen und Alpträumen. Frau U. ist jetzt in
psychotherapeutischer Behandlung, um ihre
Erlebnisse aufzuarbeiten. 
Da die Asylanträge der Familie aber bereits im
Oktober 2010 als offensichtlich unbegründet
abgelehnt wurden, ist die Familie akut von der
Abschiebung nach Serbien bedroht.  
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Fußnoten

(25) Rede von Innenminister Schünemann im Niedersächsischen Landtag am 26.08.2009
(26) Personalausweis
(27) Die serbische Polizei überprüft bei der Wohnsitzregistrierung häufig, ob in der entsprechenden Wohnung auch
genug Platz ist und ob die angegebenen Personen dort wirklich wohnen. 
(28) 2 Dinar entsprechen ungefähr 0,02 €
(29) entspricht in etwa einem Sozialversicherungsausweis, in den Beschäftigungszeiten zum Nachweis für
Ansprüche direkt eingetragen werden. 



Die aktuellen Entwicklungen und die dargestell-
ten Einzelfälle zeigen, dass Antiziganismus und
ethnische Konflikte in Serbien und im Kosovo
für die dort lebenden Roma noch immer zu mas-
siver Ausgrenzung und Diskriminierung bis hin
zu schweren Übergriffen durch die Mehrheitsge-
sellschaft führen. 
Für die in den Kosovo abgeschobenen Roma-
Flüchtlinge bedeutet die Rückkehr mehrheitlich
nicht Reintegration, sondern Desintegration,
Verelendung und oft Weiterflucht nach Serbien
oder zurück nach Deutschland. Probleme mit
der Registrierung, fehlende Sprachkenntnisse
bei Kindern und Jugendlichen, gesellschaftliche
Ausgrenzung sowie die schlechte wirtschaftli-
che Lage im Kosovo machen es zurückkehren-
den Roma-Flüchtlingen so gut wie unmöglich,
sich ein Leben in Sicherheit und Würde aufzu-
bauen. 
Die Abschiebungen von 10.000 Roma-Flücht-
lingen würden sowohl die wirtschaftliche Situa-
tion als auch die ethnischen Konflikte im Koso-
vo weiter verschärfen. Für die in Deutschland
aufgewachsenen Kinder und Jugendlichen
bedeutet die Abschiebung darüber hinaus den
Verlust der einzigen Heimat, die sie kennen. Vor

diesem Hintergrund kann ein bedingungsloses
Bleiberecht für die Roma-Flüchtlinge aus dem
Kosovo weiterhin die einzige Lösung sein.
Bezüglich der hohen Zahlen von serbischen
Roma, die im Jahr 2010 und in den letzten
Monaten in die EU geflüchtet sind, muss das
Ausmaß antiziganistischer Diskriminierung und
Ausgrenzung in Serbien stärker in den Blick
genommen werden. Es reicht nicht aus, die
Flüchtlinge mit Hinweis auf  die Armut der
Roma in Serbien als Wirtschaftsflüchtlinge zu
deklarieren. Antiziganistische gesellschaftliche
Strukturen, die zu Diskriminierung und Aus-
grenzung führen, müssen benannt und antiziga-
nistische Gewalttaten als Fluchtgrund aner-
kannt werden, insbesondere dann, wenn die
Polizei den Opfern nicht zu helfen bereit ist. 
Die Verantwortung der deutschen Gesellschaft
für den Völkermord an den Roma im National-
sozialismus darf sich nicht nur in Reden
erschöpfen, sondern muss sich endlich auch im
Handeln von Politik und Verwaltung nieder-
schlagen, wenn Roma in Deutschland heute
Schutz vor antiziganistischer Verfolgung
suchen.  
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5 Fazit und Ausblick

Recherche-Nachweis

In die Einzelfalldarstellungen sind Informationen aus verschiedenen Quellen eingeflossen. Im Kosovo
wurden Recherchen vom Roma and Ashkali Documentation Center (RADC) mit Sitz in Pristina durch-
geführt. Des Weiteren wurden Informationen von Journalisten und Mitarbeitern verschiedener NGOs bei-
gesteuert, die diese dankenswerter Weise für die Dokumentation zur Verfügung gestellt haben. 
Die Recherchen in Serbien wurden von Bastian und Jasmina Wrede vom Roma-Projekt im Rahmen einer
Recherchereise im März und April 2010 durchgeführt. 
Hintergrundinformationen zur Vorge schichte der Abschiebungsfälle sowie Einzelfälle von Flüchtlingen,
die im Projektzeitraum nach Deutschland eingereist sind und Asylanträge gestellt haben, basieren auf den
Netzwerken des Roma-Projektes in der Flüchtlingsarbeit v.a. in Niedersachsen.
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Das “Projekt Dosta - Solidarität mit Roma” im Flücht-
lingsrat Niedersachsen lief vom Juni 2010 bis Mai 2011.
Finanziert wurde das Projekt mit Mitteln der Gesell-
schafter - Aktion Mensch.

Projektziele:
- Herstellen einer kritischen Öffentlichkeit für die Pro-
blematik der Roma-Abschiebungen in die Länder des
ehemaligen Jugoslawien
- Stärkung der Solidarität mit den Betroffenen

Aktivitäten:
- Einzelfallrecherche
- Unterstützung der regelmäßigen Roma-Treffen in Nds.
und Vernetzungsaktivitäten
- Fachvorträge

PrProjekt Dostaojekt Dosta
- Solidarität mit R- Solidarität mit Romaoma


